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Bonner Amtshilfe 
für Ankaras Terror
Türkische Armee fällt in Südkurdistan ein

Mit Truppen in der Stärke von 
35000 Mann ist die türkische 
Armee erneut in das (irakische) 
Süd-Kurdistan eingefallen. Pressebe­

richte sprechen von hunderten von Fest­
nahmen von Kurden schon in den ersten 
Stunden der Aggression. Kurdische 
Dörfer werden aus der Luft bombar­
diert. Das türkische Regime ist offen­
kundig weiter bestrebt, die kurdische 
Befreiungsbewegung mit allen ihm zur 
Verfügung stehenden militärischen 
Gewaltmitteln niederzuschlagen.

Die neuerliche türkische Aggression 
gegen die angebliche kurdische 
„Schutzzone“ fällt nicht nur zeitlich, 
sondern auch inhaltlich zusammen mit 
der Aufhebung des Abschiebestopps 
durch Kanther und Beckstein und dem 
Beschluß der EU-Außenminister zur 
Bildung der „Zollunion“ zwischen EU 
und Türkei. Das türkische Regime ist in 
einer schweren Krise. Die Massaker der 
Sicherheitskräfte in den Armenvierteln 
von Istanbul sind nur ein Anzeichen, 
daß das Militär und seine zivilen Politi­
ker am Ende sind. Ihr reaktionäres Ge­
sellschaftssystem — in manchen Zügen 
dem früheren preußischen Junker- und 
Militär-Regime vergleichbar — bietet 
keine Entwicklungsperspektive mehr 
— weder für die türkische, noch für die 
kurdische Bevölkerung.

Und von einem militärischen Sieg ge­

gen die kurdische Guerilla ist das türki­
sche Militär weiter entfernt denn je. Al­
lein seit Anfang März sind wieder über 
250 türkische Soldaten durch Angriffe 
der kurdischen Guerilla gefallen. »

Die deutsche Innen- und Außenpolitik 
fürchtet den Sturz des Regimes in der 
Türkei. Deshalb die immer breitflächi­
gere Kurdenverfolgung, deshalb die 
immer zügellosere Hetze gegen die kur­
dische Exilbevölkerung und die PKK.

Dabei wird die Welle von Anschlägen 
gegen türkische Reisebüros in der BRD 
selbst in Sicherheitskreisen zumeist 
nicht der PKK zugeschrieben. Ihtsäch- 
lich spricht vieles dafür, daß hier türki­
sche und kurdische Jugendliche, die au­
ßerhalb der organisierten kurdischen 
Vereine operieren, ihren Protest gegen 
das türkische Regime artikulieren. Daß 
in diesen weitgehend ungeordneten po­
litischen „Zusammenhängen“ auch Pro­
vokateure jeder Art, vor allem der tür­
kische Geheimdienst, leichtes Spiel ha­
ben, liegt auf der Hand. Minister Kan­
ther erntet hier, was er gemeinsam mit 
Kinkel gesät hat: Die Illegalisierung 
der kurdischen Strukturen treibt die 
türkische und kurdische Jugend förm­
lich in den Untergrund, raubt ihr jede 
legale Möglichkeit des Protests..

In dieser komplizierten Situation ist 
die Bildung des kurdischen Exilparla­
ments eine große politische Leistung.

Die kurdische Bewegung schafft sich 
damit neuerlich politische Sprecher, 
reorganisiert sich und unterstreicht zu­
gleich ihre Bereitschaft zu einer politi­
schen Lösung. Und bevor die von den 
EU-Außenministern geplante Zoll­
union mit der Türkei in Kraft tritt, muß 
das Europaparlament zustimmen. Wie 
man hört, ist dort eine Entscheidung im 
September zu erwarten — vorher gibt es 
kein EU-Geld für das türkische Regime. 
Auch das schafft der kurdischen Oppo­
sition Zeit, ihre Bemühungen um eine 
politische Lösung zu verstärken.

Leider stehen ihr auf Seiten der deut­
schen Exekutive Politiker vom Schlage 
eines Kinkel und Kanther gegenüber, 
die völlig bedenkenlos agieren, die — 
assistiert von einer zunehmend ent­
hemmten Kampfpresse — Polizei und 
Justiz für eine breitflächige Kurdenver­
folgung und -abschiebung gleichzu­
schalten versuchen und die bis zum Sep­
tember auch versuchen werden, die an­
deren EU-Staaten auf die Stützung des 
Regimes in Ankara einzüschwören. 
Menschenrechte, Selbstbestimmungs­
recht für die Kurden? Nicht mit dieser 
Bonner Regierung!— (rül)

Bilder oben und unten: Fast 50 000 Alevi- 
ten demonstrierten am 18. März in Köln 
gegen die Politik des türkischen Re­
gimes und die Massaker des Regimes in 
den Armenvierteln von Istanbul.

ÖTV fordert 6 Prozent mit sozialer Orientierung
Der Tarif konflikt im öffentlichen Dienst wird schwierig / Kommunen werden ausgetrocknet

Nach einer ungewöhnlich ausführ­
lichen Diskussion hat die Große 
Thrifkommission (GTK) der Ge­
werkschaft ÖTV die Forderung für die 

Thrifbewegung 1995 beschlossen. Die 
über 40 Diskussionsredner bezogen 
überwiegend zu der Struktur der Forde­
rung Stellung.

Vielen war die Formulierung im An­
trag des Hauptvorstandes zu unbe-, 
stimmt, daß die 6 %-Forderung eine „so­
ziale Orientierung“ haben solle. Ein 
entsprechender Antrag, einen Mindest­
betrag in Mark und Pfennig zu bezif­
fern, erhielt allerdings nur 43 Stimmen 
von insgesamt 198 stimmberechtigten 
Mitgliedern der GTK.

Trotzdem sind durch die ausführliche 
Diskussion gute Voraussetzungen ge­
schaffen, daß die Verhandlungskom­
mission im weiteren Verlauf der Thrif- 
auseinandersetzung die Interessen der 
Bezieher kleiner und mittlerer Einkom­

men nicht einfach unter den Teppich 
kehren kann.

Im Zentrum des Forderungskatalogs 
sowohl der DAG wie der ÖTV steht auch 
die Einführung einer zusätzlichen Al­
ters- und Hinterbliebenenversorgung 
für die 1,15 Millionen Beschäftigten in 
den östlichen Bundesländern und im 
Ostteil Berlins. Daß ÖTV und DAG ge­
meinsam verhandeln, ist für den öffent­
lichen Dienst übrigens ein Novum die­
ser Thrifbewegung. 20 Jahre lang hatte 
es die ÖTV abgelehnt, mit der DAG ge­
meinsam zu verhandeln. Es ist zu hof­
fen, daß dadurch die Frontstellung der 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
gegenüber den öffentlichen Diensther­
ren gestärkt wird. Das ist dringend not­
wendig.

Nicht anders als die Metallkapitali­
sten haben die öffentlichen Diensther­
ren im Vorfeld der 'Ihrifauseinanderset- 
zung als erstes Kostenentlastung gefor­

dert. In parallel laufenden Manteltta- 
rifverhandlungen versuchen die öffent­
lichen Arbeitgeber, die tariflichen Re­
gelungen zur Entgeltfortzahlung auf die 
gesetzlichen Mindestbestimmungen des 
Entgeltfortzahlungsgesetzes zurückzu­
schrauben. Für Beschäftigte in Arbeits­
beschaffungsmaßnahmen wollen sie 
Bezahlung unter Thrif durchsetzen. Die 
für den öffentlichen Dienst spezifischen 
Einkommensbestandteile aufgrund des 
Lebens- oder Dienstalters oder entspre­
chend der Kinderzahl sollen abgebaut 
werden. Im Gegenzug soll eine lei­
stungsbezogene Entlohnung eingeführt 
werden, wobei sich natürlich die öffent­
lichen Arbeitgeber vorbehalten, dar­
über zu entscheiden, was Leistung ist 
und was nicht.

Im Ergebnis sollen Elemente der 
tariflichen Grundsicherung beseitigt 
und die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes durch ein, Prämiensystem zu 

treuen Staatsdienem gedungen werden.
Eine Illusion wäre zu glauben, mit 

dem Metallabschluß sei auch für den öf­
fentlichen Dienst die Vorentscheidung 
gefallen. Die Finanzminister von NRW 
und Niedersachsen haben bereits neuer­
lich die Finanznot der öffentlichen 
Hand — im Unterschied zur Metallindu­
strie — beschworen. Als wären nicht ge­
rade sie als Finanzminister dafür ver­
antwortlich, daß der private Reichtum 
ungezügelt boomt, während die Haus­
halte insbesondere der Kommunen aus­
getrocknet werden.

Die Gemeinden sollen durch ihre ka­
tastrophale Finanzlage im Falle eines 
Streiks in eine Hardliner-Position ge­
drängt werden. Das würde zu einer 
schroffen Konfrontation mit den wich­
tigsten Streikbataillonen der ÖTV füh­
ren. Hoffnungen auf einen unkompli­
zierten Verlauf dieser 'Ihrifauseinan- 
dersetzung sind fehl am Platze. — (kar)
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Bundestag zementiert 
Nuklearwaffenbesitz

er Großen
Komitee für Grundrechte und Demokratie protestiert

Mit der Bundestags-Entschlie­
ßung vom 16.2.95 hat eine „gro­
ße Koalition“ von CDU/CSU, 
FDP und SPD für eine „unbefristete 

und unkonditionierte“ Verlängerung 
des 1970 in Kraft getretenen Atomwaf­
fensperrvertrags (Nicht-Weiterverbrei­
tungsvertrag/NW bzw. Non-Prolife- 
ration-Treaty/NPT) gestimmt (Bundes­
tags-Drucksache 13 / 398).

Bei der vom 17.4. bis 12.5.1995 in New 
York anstehenden Konferenz zur Ver­
längerung des Vertrages werden sich 
nach bisherigen Verlautbarungen viele 
Nicht-Atomwaffen-Staaten weigern, 
einer schlichten Verlängerung des Ver­
trages zuzustimmen.

Wie viele Friedensorganisationen in 
der ganzen Welt fordern sie, den Atom­
waffensperrvertrag in eine Konvention 
zur schrittweisen Abschaffung aller 
Atomwaffen und deren Ächtung umzu­
wandeln. Statt den Atomwaffenbesitz 
der offiziellen Nuklearmächte zu ze­
mentieren, gälte es, die Weichen zu der 
Beseitigung aller Atomwaffen zu stel­
len.

Die fünf großen Atommächte sind ih­

rer Verpflichtung aus Art. VI des Nicht­
verbreitungs-Vertrages, eine umfassen­
de Nuklearabrüstung auszuhandeln, 
bis heute — 25 Jahre nach Abschluß des 
Sperrvertrages — nicht nachgekom­
men. In dem Bundestägsbeschluß vom 
16.2.95 wird lediglich auf die START- 
Verträge verwiesen, die jedoch bei wei­
tem keine umfassende Nuklear-Abrü- 
stung zum Ziel haben. Die sonst von 
Ordnungspolitikem so gerne zitierte 
Maxime „pacta sunt servanda“, also 
„Verträge sind einzuhalten“, gilt an­
scheinend dem Hohen Hause in Bonn 
nichts, wenn es um die Sicherung des 
Nuklearwaffenmonopols der Großen 
geht.

Die Bundesregierung hat sich bisher 
gegen die von der Friedensbewegung 
geforderte Konvention zur Abschaf­
fung aller Ntfklearwaffen gewandt. Als 
NATO-Mitglied hat sie sogar — wie im 
Strategie-Papier von Rom 1991 verein­
bart — ihr Festhalten an Nuklearwaf­
fen bestätigt. Damit liegt die Vermu­
tung nahe, daß sich die Bundesregie­
rung einer Konvention zur Ächtung al­
ler Atomwaffen verweigert, da diese

| muß den frieden vorbereiten -

die NATO-Nuklearstrategie und die 
nukleare Tbilhabe Deutschlands (Atom­
waffen und Trägersysteme auf deut­
schem Boden sowie Mitsprache bei der 
Strategie- und Zielplanung) in Frage 
stellen würde.

Mit der Nichterfüllung ihrer Abrü­
stungsverpflichtung aus dem Sperrver­
trag gehen die fünf Atomwaffenmono­
polisten USA, Rußland, England, 
Frankreich und China, die ihre Nu­
klearwaffen ständig modernisieren, 
einen gefährlichen, internationale Kon­
flikte provozierenden Weg. Schon heute 
wird in den USA an einer verschärften 
„Counter-Proliferation“-Politik gear­
beitet, deren Bestandteil auch militäri­
sche Interventionen gegen Staaten sein 
sollen, die sich um eigene Atomwaffen 
bemühen. Die damit verbundenen Ge­
fahren für die internationale Gemein­
schaft liegen auf der Hand.

Das Komitee für Grundrechte und 
Demokratie fordert Bundestag und 
Bundesregierung auf, ihre Haltung zum

Atomwaffensperrvertrag zu ändern und
— sich für eine internationale Konven­
tion zur Abschaffung aller Atomwaffen 
einzusetzen;
— in der NATO darauf hinzuwirken, 
daß diese ihre Nuklearwaffenstrategie 
aufgibt;
— ihre „nukleare Tbilhabe“ im Rah­
men der NATO und womöglich der 
WEU zu beenden;
— alles zu unterlassen und zu unterbin­
den, was durch Lieferung von Material, 
Know How oder Produktionsanlagen 
die Möglichkeiten zur Weiterverbrei­
tung von Atomwaffen befördert.

Nur ein Vertragswerk, das die Atom­
mächte einbezieht und auf die vollstän­
dige Beseitigung der die Menschheit 
bedrohenden Atomwaffen gerichtet ist, 
ist friedens- und zukunftsträchtig.

gez. Prof. Dr. Andreas Büro /Andreas 
Singe, Komitee für Grundrechte und 
Demokratie e.V.,
Bismarckstr. 40,50672 Köln

AKTUELL IN BONN

Spitzenreiter bei Nachtarbeit
1992 lagen deutschen Unternehmen in 
der europäischen „Spitze“ bei der 
Nacht- und Schichtarbeit. Das hat eine 
Untersuchung des DGB ergeben, die 
Daten des Statistischen Amtes der Eu­
ropäischen Union von 1992, d.h. von vor 
zwei Jahren, aus wertet. Danach waren 
in diesem Jahr in der BRD bereits 9,1 % 
aller Industriebeschäftigten in Nacht­
arbeit beschäftigt — in der gesamten 
EU dagegen mußten nur 6% der Indu­
striebeschäftigten Nachtarbeit leisten. 
Lediglich in Luxemburg, (hier hat die 
Stahlindustrie einen extrem hohen An­
teil der Industriebeschäftigten) lag der 
Anteil der in Nachtarbeit arigestellten 
Personen höher (10,3%). Auch bei der 
Schichtarbeit gehört die BRD zur „EU- 
Spitzengruppe“, mit einem Anteil von 
15,7 % der Industriebeschäftigten liegt 
sie über dem EU-Durchschnitt (14,7 %).

Kaliningrad
Das russische Außenministerium hat 
sich wegen Aktivitäten von Probst 
Kurt Beyer aus Kaliningrad an die 
Deutsche Botschaft in Moskau ge­
wandt. Beyer wird von russischer Seite 
vorgeworfen, er betreibe deutsche na­
tionale Stimmungsmache und werbe 
Rußlanddeutsche aus Kasachstan zur 
Ansiedlung im nördlichen Teil des ehe­
maligen Ostpreußens an. Bonn wollte 
nicht bestätigen, daß Moskau die Abbe­
rufung des Probstes gefordert habe und 
daß dies seitens der Bundesregierung 
und der Evangelischeen Kirchenleitung 
abgelehnt worden sei. Zwischen Bonn 
und Moskau seien „vertrauliche Ge­
spräche“ in dieser Angelegenheit ge­
führt worden.

Sudetenfrage für Kinkel offen?
Vaclav Havel, Präsident der Tschechi­
schen Republik, hatte am 15. Februar in 
einer Rede u.a. von einer „Sprachlosig­
keit“ zwischen Bonn und Prag und 

einem „Stillstand der Beziehungen“ ge­
sprochen. Als Ursache hierfür sah er 
u.a. die Weigerung Bonns, ein bedin­
gungsloses Ja zu Entschädigung und 
Wiedergutmachung der Opfer des NS- 
Staats in Tschechien während der Be­
setzung 1938-1945 auszusprechen. Havel 
nannte erneut die, Vertreibung der 
deutschsprachigen Bevölkerung nach 
1945 ein „Unrecht“, lehnte jedoch For­
derungen nach Entschädigung für Sude­
tendeutsche in welcher Form auch im­
mer als absurd ab.

In einer Plenardebatte im Bundestag 
sagte Außenminister Kinkel in seiner 
Regierungserklärung, er sei „ent­
täuscht“ von „manchem in der Rede 
Vaclav Havels“. Es habe ihn „betroffen 
gemacht“, daß jüngst das tschechische 
Verfassungsgericht das sogenannte Be­
nes-Dekret (Rechtsgrundlage für die 
Vertreibung der deutschsprachigen Be­
völkerung) bestätigt hatte. Zumindest 
indirekt machte sich Kinkel zum An­
walt der Sudetendeutschen Lands­
mannschaft und deren Forderungen 
nach Rückkehr ins Sudetenland und 
nach Rückgabe früheren Eigentums, als 
er proklamierte: Die Prager Regierung 
solle die Sudetendeutschen als „frühere 
Landsleute“ anerkennen, die, wenn sie 
wollten, auch wieder Landsleute wer­
den könnten. Für seine Stellungnahme 
•erhielt Kinkel das Lob des Berufsver- 
triebenenpolitikers Hartmut Koschyk 
(CSU).

Militärische Raumfahrt
Noch im März will die Bundesregierung 
über einen groß angelegten Einstieg in 
die militärische Raumfahrt entschei­
den. Zunächst geht es um einen Radar­
satelliten („Osiris“). Er soll auch nachts 
und bei Wolkenbildung in det Lage sein, 
Lastwagen, Panzer, Flugzeuge, Trup­
penkonzentrationen auszuspähen. Die 
Kosten für den Satelliten würden bei 
4,5 Milliarden Mark liegen, wovon die 
deutschen Steuerzahler mehr als die 

Hälfte zu tragen hätten. Es liegt auch 
bereits eine Studie von Dasa-Domier 
für ein europäisches Satellitensystem 
vor. Die Daimler-Töchter errechneten, 
daß ein solches System rund 25 Milliar­
den Mark kosten würde. Ein Tbil dieser 
Planungen läuft auf eine deutsch-fran­
zösische Zusammenarbeit hinaus, ein 
Tbil soll im Rahmen der Westeuropäi­
schen Union (WEU) erfolgen.

Militärseelsorge
Rund 100 Millionen Mark zahlt Bonn 
derzeit für die Militärseelsorge. Am 13. 
März wurde der neue „Leiter des Evan­
gelischen Kirchenamtes für die Bundes­
wehr“, der Militärgeneraldekan Erhard 
Knauer, mit Bundeswehr-Pauken und 
Trompeten in sein Amt eingeführt. In 
den Reden, die u.a. von der Parlamenta­
rischen Staatssekretärin im Bundesver­
teidigungsministerium, Michaela Gei­
ger, und dem Mitglied des Führungs­
stabs der Streitkräfte, Volker Haus- 
beck, gehalten wurde, kam immer wie­
der die Rede auf die „neuen Aufgaben 
der Militärseelsorge“. Angesichts der 
„immer wahrscheinlicher werdenden 
UNO-Einsätze“ der Bundeswehr kom­
me es darauf an, „den Bundeswehrsol­
daten in Grenzsituationen seelsorgerli- 
che Begleitung zukommen“ zu lassen, 
so Hausbeck.

125 Jahre Deutsche Bank
Kanzler Kohl lobte als Gastredner das 
führende deutsche Finanzinstitut bei 
der Feier zu dessen 125jährigen Jubi­
läum als Tbil der deutschen Geschichte. 
Der Vorstandssprecher der Deutschen 
Bank, Hilmar Köpper, sagte zur jünge­
ren Bankgeschichte: „Damit die Ge­
schäfte weitergingen, arrangierte man 
sich. Wir waren nicht gemacht, uns her­
auszulehnen in schweren Zeiten, oder 
uns hervorzutun, nicht im Guten und 
nicht im Bösen.“ Nach dem Zweiten 
Weltkrieg hat die US-Regierung im 
„OMGUS“-Report dokumentiert, daß 

die Deutsche Bank eine entscheidende 
Stütze der NSDAP war und sich füh­
rend an der Arisierung von Banken in 
besetzten Gebietenbeteiligt hatte.

Frauen: 50% „Geringverdiener“
Die stellvertretende DGB-Vorsitzende 
Engelen-Kefer hat erneut eine drasti­
sche Senkung der sogenannten „Gering­
verdienergrenze“ gefordert. Bei „Ge- 
ringverdienem“ (derzeit Personen mit 
Monatseinkommen bis 580 DM brutto) 
besteht keine Versicherungspflicht, 
d.h. weder diese selbst noch die Unter­
nehmer zahlen irgendwelche Sozialver­
sicherungen. Frau Engelen-Kefer: Jede 
zweite abhängig beschäftigte Frau in 
der Bundesrepublik zahle derzeit keine 
Sozialversicherungsbeiträge, arbeite 
also ohne eigenen Sozialversicherungs­
schutz (Kranken-, Arbeitslosen- und 
Rentenversicherung). Durch eine deut­
liche Senkung der Freigrenze will die 
stellvertretende DGB-Vorsitzende den 
„Anreiz“ für die Unternehmer, Frauen 
auf solchen Stellen zu beschäftigten, 
verringern.

Was kommt demnächst?
Am 26. März tritt das Schengener Ab- 
kommen in Kraft, damit auch die in die­
sem Abkommen vereinbarte EU-weite 
polizeiliche Zusammenarbeit. Am 21 
März beginnt der Bundestag seine 
Schlußberatungen über den Haushalt 
1995 der Bundesregierung. Nach Ab­
schluß dieser Beratungen soll am M 
März sogleich die erste Lesung von Wai­
gels „Jahressteuergesetz 1996“ begir 
nen, inkl. die damit verbundenen neuer 
liehen Ausweitungen der Umsatzste- 
er. Abschließend und ohne weitere Ab­
sprache will der Bundestag an diesem 
läge auch die Stellungnahmen von fr 
gierung, PDS und Grünen zum Atoö 
waffensperrvertrag (siehe auch unseft-' 
Artikel auf dieser Seite) verabschiede: 
Am 14. Mai sind die nächsten Wahlen i* 
NRW und Bremen.
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Die Eskalation des Krieges in
Ex-Jugoslawien
Während in Paris der europäische 

Stabilitätspakt abgefeiert 
wird, verschärft sich die Lage 
in Ex-Jugoslawien wieder. Der offiziell 

bis Ende April gültige Waffenstillstand 
in Bosnien-Herzegowina wird mehr und 
mehr gebrochen. UN-Angaben zufolge 
bereiten sich die kämpfenden Parteien 
auf das Ende des Waffenstillstandes vor 
und haben bereits wieder die Kämpfe 
aufgenommen. Serbische Truppen ha­
ben im Westen Bosniens eine neue Of­
fensive begonnen. Sowohl in Bosnien 
wie in Kroatien und Serbien setzen die 
politischen Akteure auf Macht und 
Kampf.

Tudjman hat sich eine UN-Truppe be­
sorgt, die seinen Bedürfnissen ent­
spricht. Sie ist abgetrennt von UNPRO- 
FOR, ist um die Hälfte reduziert und die 
Teilnehmer sollen Europäer sein, ande­
re allenfalls mit symbolischen Beiträ­
gen vertreten sein. Mit Europäern sind 
Westeuropäer, also WEU-Staaten ge­
meint. Sein Ziel: Die Bindung des We­
stens an seine Politik, die Schaffung 
von endgültigen Konfrontationslinien.

Wenn sich die Westeuropäer von Tudj­
man dafür über den Tisch ziehen lassen,

Bündnis 90/Die Grünen im Bundestag zur deutschen Balkanpolitik
„50 Jahre nach Beendigung des Zwei­
ten Weltkriegs steht Deutschland heu­
te kurz vor dem ersten Kampfeinsatz 
seine Soldaten im ehemaligen Jugo­
slawien. Daß wir an dieser Stelle über 
den bevorstehenden Einsatz der Bun­
deswehr sprechen, ist keine Initiative 
der Bundesregierung, die ja alles tut, 
um diese Debatte wegzudrücken.

In der bewährten Salamitaktik wer­
den immer mehr Truppenteile — wir 
erfahren das von Ausschußsitzung zu 
Ausschußsitzung tatsächlich nur 
scheibchenweise — für diesen Kampf­
einsatz auf dem Balkan vorbereitet, 
ohne daß das Parlament entsprechend 
den Rechts- und demokratischen 
Grundsätzen an den Entscheidungs­
prozessen beteiligt werden soll.

Thbubrüche — und dazu gehört der 
Einsatz in Jugoslawien durch deut­
sche Soldaten — diskutiert man nicht 
gern ... sondern stellt die Bevölke­
rung vor vollendete Tatsachen. Die 
bisherige Unterrichtung des Parla­
ments durch die Bundesregierung 
über die bereits im Dezember gemach­
ten Zusagen gegenüber der NATO zur 
Unterstützung im Falle des UNPRO- 
FOR-Abzuges ist absolut unzurei­
chend. Wer Kampfflugzeuge, Eliteein­
heiten, die verharmlosend „Verfü­
gungstruppen“ genannt werden, auf 
die Kriegsbeteiligung vorbereitet und 
ausbildet, schafft Fakten, die der Bun­
destag später allenfalls noch abnicken 
darf, und zwar mit einer äußerst knap­
pen Mehrheit, einer Regierungsmehr­
heit, die dieser Entscheidung keines­
falls das angemessene Gewicht gibt. 
Die Planungs- und Entscheidungs­
macht aber liegt bei den Militärs, wie 
z.B. bei General Peter Heinrich Car­
stens, der für die NATO-Planungen 
mitverantwortlich ist.

50 Jahre nach dem Sieg über den Na­
zismus wollen Sie die Bundeswehr 
vorbereiten oder vorbereiten lassen, 
damit sie in eine Region einmarschie­
ren kann, über die deutsche Soldaten 
schon einmal unerträgliches Leid und

wird eine Einigung mit Rußland, das 
Serbien unterstützt, immer unwahr­
scheinlicher.

In Bosnien-Herzegowina hat die poli­
tische und die militärische Führung in­
zwischen die Ebene der konfrontativen 
Machtpolitik übernommen. Izetbego­
vic, der zu Beginn des Konflikts eine 
eher deeskalierende Strategie vertrat, ‘ 
ist heute ein Hard-Liner. Bei seinem 
Besuch in Bonn erklärte er, daß er einer 
Verlängerung des Waffenstillstandes 
nicht zustimmen würde. Der Hinter­
grund : Es kommen immer mehr Waffen 
aus Serbien über die Grenze nach Bos­
nien-Herzegowina. Von der bosnischen 
Militärführung wird, so der Spiegel, 
bewußt eine Eskalation angepeilt, um 

\die Serben zu schwächen und die West­
europäer zum „handeln“ zu zwingen. 
Unter den heftigen Kämpfen zwischen 
den bosnischen Truppen und den Trup­
pen der bosnischen Serben hat in erster 
Linie die Zivilbevölkerung zu leiden.

Milosevic, inzwischen durch die offe­
ne Unterstützung durch Rußland wie­
der gestärkt, beansprucht für sich das 
Recht, „großserbisch“ überall auf dem 
Balkan mitreden zu dürfen. Er ist bis­

Vernichtung gebracht haben ... Dem 
Antrag der PDS können wir zustim­
men ...
(Angelika Beer, Bündnis 90/Die Grü­
nen, am 9. Februar im Bundestag, lt. 
Bundestagsprotokoll, S. 1261 f.)

„Einladung nach Europa“
I. Der Deutsche Bundestag verurteilt 
die anhaltende Aggression bosnischer 
und kroatischer Serben, die mit Un­
terstützung von Regierung und Armee 
Rest-Jugoslawiens zur Errichtung 
eines „Groß-Serbiens“ betrieben 
wird. Er fordert darüber hinaus die 
Regierung Kroatiens auf, einer Ver­
längerung des UNPROFOR-Mandats 
für ihr Staatsgebiet zuzustimmen und 
nicht stattdessen auf eine militärische 
Lösung zu setzen.
n. Die Bundesregierung wird aufge­
fordert, angesichts der explosiven La­
ge im ehemaligen Jugoslawien, beson­
ders in Bosnien-Herzegowina und 
Kroatien, im Rahmen von Europäi­
scher Union und Vereinten Nationen 
und in Abstimmung mit der OSZE fol­
gende Initiative einzuleiten:
1. Die Europäische Union erklärt ge­
genüber allen Nachfolgestaaten des 
ehemaligen Jugoslawien die grund­
sätzliche Bereitschaft zur Aufnahme 
in die EU und verpflichtet sich ver­
traglich zur Aufnahme von Verhand­
lungen über Assoziationsabkommen 
unter bestimmten Bedingungen. Die 
Beitrittsperspektive soll die Rück­
kehr zur Achtung und Einhaltung der 
Menschenrechte sowie zur Entwick­
lung von Demokratie und Rechtsstaat­
lichkeit eröffnen. Die Europäische 
Union wird ein Hilfsprogramm für. 
den Wiederaufbau der zerstörten Wirt­
schaft und Infrastruktur in den vom 
Krieg betroffenen Staaten Bosnien- 
Herzegowina und Kroatien auflegen, 
um den Beitritt zu beschleunigen und 
sich im Rahmen der Vereinten Natio­
nen für die Aufhebung der Sanktionen 
für alle nichtmilitärischen Güter und 
Dienstleistungen einsetzen.

Von 
Angelika Beer

lang in keiner Weise bereit, von seinen 
Maximalforderungen abzugehen.

Die Entwicklung der letzten Wochen, 
die Eskalation des Konfliktes in Ex-Ju­
goslawien, setzt sich damit fort. Es be­
steht wieder verstärkt die Gefahr, daß 
der Krieg sich zu eiifem Balkan-Krieg 
entwickelt, und dies wird von den 
Kriegführenden auch einkalkuliert. 
Die NATO aber will in der Region zei­
gen, daß sie „Gestaltungsfähigkeit“ 
hat, wenn auch nur kraftmeierisch, frei 
nach Roman Herzog mit „Tschingdaras- 
sabum“ Dann wird der Einsatz der 
Bundeswehr wieder im Gespräch sein, 
dann aber nicht mehr als UN-Einsatz, 
im Rahmen von Blauhelmen, sondern 
als Kampfeinsatz.

Die Bundesregierung hat inzwischen 
die Salami fast auf gebraucht, und die 
Taktik scheint aufgegangen zu sein. 
„Wir sind da“, verkündet uns der Bun­
desverteidigungsminister. Und „wir 
wollen mitmischen“, sekundiert Au­
ßenminister Kinkel. Womit, ist klar.

Angelika Beer ist sicherheitspolitische 
Sprecherin von Bündnis 90/Die Grünen 
im Bundestag.

2. Die Beitrittsperspektive und die da­
mit einhergehende Aufhebung der 
Sanktionen sind an folgende Bedin­
gungen geknüpft:
— unbefristeter Waffenstillstand 
durch alle Seiten
— Beendigung von Vertreibungen der 
Bevölkerung und Auflösung der Lager
— militärischer Rückzug der Serben 
aus den von ihnen außerhalb Rest-Ju­
goslawiens besetzten Gebieten
— Rückkehrgarantie für alle Flücht­
linge innerhalb und außerhalb der 
Nachfolgestaaten Jugoslawiens in ih­
re Heimatorte
— Einleitung eines Friedensprozesses 

, durch Verhandlungen unter Aufsicht
der Vereinten Nationen
— Aufrechterhaltung der Stationie­
rung von UNPROFOR in allen vom 
Krieg betroffenen Staaten, speziell in 
Bosnien-Herzegowina, in der Krajna 
und in Slawonien zur Überwachung 
des Friedensprozesses
— (...)
— gegenseitige Anerkennung der 
Nachfolgestaaten in den Grenzen von 
1990 und Garantie dieser Grenzen
— Amnestie für alle Deserteure und 
Kriegsdienstverweigerer
— unbehinderte Arbeitsmöglichkeit 
in den Nachfolgestaaten für eine inter­
nationale Kommission zur Aufklä­
rung von Kriegsverbrechen und Aus­
lieferung aller Beschuldigten an den 
Internationalen Strafgerichtshof
— nicht an besondere Territorien ge­
bundene Garantie kultureller Autono­
mie für alle jeweiligen Nationalitäten 
und Religionsgemeinschaften bei be­
sonderen Rechten für regionale Min­
derheiten und für Roma und Sinti
— politische und kulturelle Autono­
mie für regionale Minderheiten, be­
sonders für die Albaner im Kosovo 
und in Mazedonien.
(...)
(Antrag der Abgeordneten Gerd Pop­
pe, Helmut Lippelt, Angelika Beer 
u.a. von Bündnis 90/Die Grünen, 
Bonn, 16.3.)

Kinkel als Schlichter?
Die sich abzeichnende Verschärfung des 
Konflikts im ehemaligen Jugoslawien 
führt zu verschiedenen Überlegungen, 
wie man dem entgegentreten kann. Eine 
Delegation der Grünen befand sich 
Ende Februar in Bosnien. Zurück in der 
BRD, formulierte sie einen Antrag im 
Bundestag, der Vorschläge zur Eindäm­
mung des Konflikt enthält, (s. diese Sei­
te) Kem ihres Antrages ist die Forde­
rung an die Europäische Union, allen 
Staaten des ehemaligen Jugoslawiens 
die EU-Mitgliedschaft anzubieten. Die­
ses Angebot wird an die Einhaltung von 
Bedingungen geknüpft. Die Bundesre­
gierung wird auf gefordert, Schritte ein­
zuleiten, die den Friedensprozess auf 
dem Balkan fördern.

Schon hier ist der Antrag problema­
tisch. Wieso soll ausgerechnet die Bun­
desregierung Frieden auf dem Balkan 
schaffen? Da paßt das alte Sprichwort, 
den Teufel mit dem Beizebub auszutrei­
ben.

Zu Recht hat die sicherheitspolitische 
Sprecherin der Grünen, Angelika Beer, 
in der Bundestagdebatte vom 9.2. da­
rauf hingewiesen, daß es der Regierung 
im Balkankonflikt darum geht, ihre Mi­
litarisierung der Außenpolitik weiter 
voranzutreiben. Sollten die Grünen des­
halb nicht besser die sofortige Beendi­
gung dieser auf Konfrontation, Zer­
stückelung und Beherrschung des Bal­
kan gerichteten Politik verlangen? 
Sollten sie nicht lieber einen Untersu­
chungsausschuß betreiben, der die Rol­
le von Außenminister Genscher und 
Genschers Nachfolger Kinkel sowie der 
Verbände der Exil-Jugoslawen (z.B. der 
Ustascha nahestehender exilkroati­
scher Verbände in der BRD) bei der Ent­
stehung des Balkankonflikts unter­
sucht?

Ein zentrales Problem der Jugosla­
wienkrise scheint, in der ungleichen 
Süd-Nordentwicklung auf dem Balkan 
bzw. in der Abwendung von einer Poli­
tik des Ausgleichs dieses Nord-Süd- 
Konflikts zu liegen. Die herrschenden 
Eliten Kroatiens, Sloweniens und Ser­
biens waren nach dem Tb de Titos nicht 
mehr Willens, dieses Ungleichgewicht 
zu regulieren, wie es das titoistische Ju­
goslawien betrieben hatte. Ihre Vorstel­
lung war, durch Beitritt in die EU eine 
schnelle Mark zu machen. Dies lag ganz 
im Sinne der Osterweiterungspläne der 
Bundesregierung. Und hier liegt das 
Verbrechen der Bonner Regierung: Se­
henden Auges, daß diese Politik 
zwangsläufig zu bewaffneten Konflik­
ten führen würde, hat sie die Spaltung 
des Landes betrieben.

Anstatt weiter die führenden kapita­
listischen Mächte in der „Kontaktgrup- 
pe“ sogenannte „Friedenspläne“ für 
den Balkan unter sich ausmachen zu las­
sen, müssen andere Wege beschritten 
werden. Es sollte eine internationale 
Kommission gebildet werden, beste­
hend aus Vertretern von Staaten, die 
nicht wie die „Kontaktgruppe“ strate­
gische und wirtschaftliche Interessen 
an der Region haben, am Besten aus 
dem Kreis der Blockfreien Staaten. Die­
se Kommission sollte verstärkt werden 
durch Vertreter der Antikriegsbewe­
gung aus dem ehemaligen Jugoslawien 
und von der UNO Vollmacht erhalten, 
einen Friedensvertrag mit den Parteien 
auf dem Balkan- auszuhandeln. Erst 
dann würden auch die Bedingungen 
greifen, die in dem Antrag der Grünen 
unter Punkt 2 gesetzt werden. Vollkom­
men zu Recht betont daher auch ihr An­
trag, daß durch die Förderung einer 
Perspektive für die Zukunft die Zivil­
bevölkerung des Balkans Mittel em die 
Hand bekommt, um die partikularen 
Interessen ihrer jeweiligen Kriegsher­
ren zu entlarven und sie zum Tbufel zu 
jagen. — (hav)

/
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Am 15. März beriet der Innen­
ausschuß des Deutschen Bun­
destags in einer Anhörung die 
Menschenrechtssituation in der 

Türkei.
Noch während die Anhörung lief, 

teilte Bundesinnenminister Kan­
ther mit, er werde den Abschiebe­
stopp für Kurdinnen und Kurden 
aufheben. Ab sofort können sie 
wieder an das türkische Regime 
ausgeliefert werden.

Weder die Verhaftung einer Ver­
treterin der Menschenrechtsver­
eine (IHD), die zu der Anhörung rei­
sen wollte, in der Türkei, noch die 
Tatsache, daß einem kurdischen 
Abgeordneten in der türkischen 
Nationalversammlung, einem 
früheren DEP-Abgeordneten, un­
mittelbar vor dem Abflug zur An­
hörung nach Bonn in der Türkei der 
Paß beschlagnahmt wurde, noch 
die neuesten Massaker des türki­
schen Regimes in den Alevitenvier- 
teln von Istanbul konnten Kanther, 
Beckstein und Konsorten beein­
drucken.

Je mehr sich die Krise des türki­
schen Regimes vertieft und zü- 
spitzt, umso energischer sollen 
deutsche Behörden „helfen“ bei der 
Verfolgung der Opposition—das 
ist die Devise von Kohl, Kanther 
und Kinkel. Die Landesinnenmini­
ster von Bayern, Sachsen und 
Mecklenburg-Vorpommern schlos­
sen sich der Aufhebung des Ab­
schiebestopps sofort an. NRW-In­
nenminister Schnoor (SPD) und 
weitere SPD-Länderregierungen 
kündigten dagegen an, den Ab­
schiebestopp bis 12. Juni zu verlän­
gern.

Am 17. März billigten die Regie­
rungsparteien im Bundestag for­
mell Kanthers und Kinkels Kurs 
gegen die kurdische Exilbevölke­
rung in der BRD. Einen Tag später 
marschierten 35 000 Mann 
türkischer Truppen in Süd-Kurdi­
stan ein.

Wir dokumentieren die Rede von 
Ulla Jelpke (PDS) im Bundestag 
am 17. März und eine Erklärung der 
alevitischen Gemeinden in der 
Bundesrepublik.— (rül)

Kanther und Co. schieben wieder
|/| I Mfl q n n h Anhörung zur Menschenrechtslage in der Türkei 
IVUrUtjIl dU diente nur als Maskerade. Von Ulla Jelpke

Mir sind die Berichte der vorge­
stern vom Innenausschuß ange­
hörten Sachverständigen noch 
gut im Ohr:

— Akin Birdal vom „Menschenrechts-, 
verein Ankara“ sprach angesichts von 
über 1000 Foltervorwürfen davon, daß 
die Menschenrechte in der Türkei mit 
Füßen getreten werden. Sertac Bucak 
vom „Internationalen Verein für Men­
schenrechte in Kurdistan“ berichtete 
über 2000 von türkischen Sicherheits­
kräften zerstörte kurdische Dörfer und 
über 3 Millionen Kurdinnen und Kur­
den, die vom türkischen Militär aus ih­
rem Land getrieben wurden. Jöm-Erik 
Gutheil, evangelischer Landeskirchen­
rat, betonte, daß für Kurdinnen und 
Kurden auch in der Westtürkei keine in­
ländische Fluchtaltemative bestünde.

Heidi Wedel von „amnesty internatio­
nal“ bekräftigte, daß . die Absicht der 
Bundesregierung, Kurdinnen und Kur­
den abzuschieben, dem Selbstverständ­
nis eines demokratischen Staates zuwi­
derlaufe. Es sei ja gerade Ziel der auch 
für die Bundesrepublik verbindlichen 
Menschenrechts- und Anti-Folter-Kon­
vention, das Leben und die Gesundheit 
eines jeden Menschen zu schützen. Dies 
gelte unabhängig davon, aus welchem 
Grund diese Person im Gefängnis sitzt 
oder abgeschoben werden soll — und 
habe somit selbstverständlich auch für 
mutmaßliche PKK-Mitglieder Gültig­
keit.

Diese Thtsachenfeststellungen der 
Menschenrechtsvertreterinnen und 
-Vertreter vermochten die von der Re­
gierungskoalition benannten „Sachver­
ständigen“ bis zum Schluß nicht zu wi­
derlegen.

Um der Wahrheit auszuweichen, ver­
legten sich diese Herren — zumeist ab­
gehalfterte türkische Regierungsmit­
glieder — darauf, die Menschenrechtler­
innen als „bezahlte Agenten dunkler 
Mächte“ zu verleumden. Oder sie lang­
weilten den Innenausschuß mit belang­
losen Geschichten aus ihrer Kindheit.

Und während diese — aufgrund ihrer 

Regierungsnähe als Sachverständige 
wenig glaubwürdigen Männer — unge­
stört herumpöbeln durften, mußte die 
Rede eines kurdischen Gutachters we­
gen fortdauernder Störungen abgebro­
chen werden.

Nägel mit Köpfen wurden aber im 
wesentlichen bereits vor und abseits 
der Innenausschuß-Anhörung gemacht: 
Die türkische Regierung verlängerte 
ihrerseits den Ausnahmezustand in den 
kurdischen Gebieten. Der Bundesin­
nenminister belohnte Ankara hierfür

auf seine Art und hob — ohne die Aus­
wertung der Anhörung abzuwarten — 
den Abschiebestopp auf.

Ich komme nun zur Abschiebeverein- 
barung zwischen dem Innenminister 
der Türkei und seinem deutschen Amts­
kollegen. Nehmen Sie bitte als Ergebnis 
der Anhörung zur Kenntnis, daß keiner 
der Sachverständigen seine Hand dafür 
ins Feuer legen wollte, daß die türki­
sche Regierung die abgegebenen „Zusi­
cherungen“ auch tatsächlich einhalten 
wird — mit der Ausnahme des deut­
schen Botschafters in Ankara, Dr. 
Oesterhelt. Der beeilte sich allerdings 
hinzuzufügen, daß er dies nur unter gro­
ßen Vorbehalten tun würde.

Der dadurch schon zum Kronzeugen 

der Bundesregierung avancierte Dr. 
Oesterheld versuchte sich noch bei einer 
weiteren Frage um eine präzise Ant­
wort vorbei zu mogeln. Ob und warum 
sollte sich die türkische Regierung 
einem bilateralen Regierungsübeiein­
kommen mehr verpflichtet fühlen, als 
völkerrechtlich verbindlichen Men­
schenrechtskonventionen? Die werden 
ja von Ankara bekanntermaßen seit 
Jahren gebrochen.

Es konnte auch keiner der Sachver­
ständigen darlegen, wie die Einhaltung 
der Abschiebe-„Garantien“ in der Tür­
kei überwacht werden könnte. Wenn 
nämlich — wie der nordrhein-westfäli­
sche Innenminister Schnoor erwartet - 
tatsächlich bis zu 4000 Kurdinnen und 
Kurden dem türkischen Folterregime 
überstellt werden sollen.

„Nur wer schweigt, ist sicher“. So be­
schreibt die Bundesjustizministerin die 
Freiheit, die Sie meinen, Herr Kanther 
— wenn sie von der Verfolgungsfreiheit 
für Kurdinnen und Kurden in der West­
türkei phantasieren.

Recht hat sie. Wer es wagt, seine Mei­
nung in der Türkei frei zu äußern, der 
muß mit der ganzen Härte des türki­
schen politischen Strafrechts und damit 
eben doch mit politischer Verfolgung, 
Folter und Tod rechnen.

Keinen Finger hat die Bundesregie­
rung gerührt, als bekannt wurde, daß 
die als Gutachterin eingeladene Men­
schenrechtlerin, Eren Keskin, aufgrund 
ihrer Verhaftung aus der Türkei nicht 
ausreisen und damit nicht zu uns spre­
chen durfte.

Ebenso ungerührt ließ die Regie­
rungskoalition die geladenen Vertreter­
innen der Menschenrechtsvereine durch 
ihre „Sachverständigen“ als „1000-fa­
che Lügner“ beschimpfen.

Das Ergebnis der Anhörung kann nur 
sein, den Abschiebestopp für Kurdin­
nen und Kurden unbefristet zu verlän­
gern.

Ulla Jelpke ist innenpolitische Spre­
cherin der PDS im Bundestag

„Der Haupttäter ist die türkische Regierung“
Erklärung von alevitischen Gemeinden in Deutschland zu dem Massaker in Istanbul

Am 12.3.1995 kam es in der Türkei 
erneut zu einem Massaker gegen 
die Aleviten. In Istanbul (Kücük- 
köy) wurden ein alevitisches Gebets­

haus und mehrere Kulturhäuser von 
bewaffneten Personen angegriffen und 
beschossen. Während dessen und kurz 
darauf kam es zu heftigen Ausschrei­
tungen auf den Straßen, wobei es nach 
den letzten Meldungen zu über 20 Toten, 
darunter ein alevitischer Geistlicher, 
und über 50 Schwerverletzten gekom­
men ist. Der Staat spricht bei diesem 
Massaker von einem Tbrroranschlag. 
Doch auch diesmal wird ein erneuter 
und deutlicher Angriff gegen die Alevi­
ten verzeichnet. Wir wissen alle'sehr 
genau, daß der Haupttäter auch diesmal 
die türkische Regierung ist, wie es bei 
dem Massaker in Sivas und zahlreichen 
anderen Anschlägen gegen die demo­
kratischen Bewegungen gewesen ist.

Bei dem Massaker in Sivas am 2.7. 
1993 verbrannten 37 Menschen im Hotel 
Madimak, nachdem das Hotel vor den 
Augen von Tausenden Fundamentali­
sten und Staatssicherheitskräften stun­

denlang belagert und angezündet wor­
den war und jegliche telefonische Hilfe­
rufe an Abgeordnete und Sicherheits­
kräfte bewußt nicht wahrgenommen 
wurden. Im Prozeß um dieses Massaker 
wurden trotz eindeutiger Beweise mit­
tels Videoaufnahmen und Bildern spä­
ter die meisten Täter freigelassen und 
nur wenige von ihnen zu harmlosen 
Strafen verurteilt. Es folgten zahlreiche 
Protestmärsche und Protestaktionen 
gegen diese Verurteilungen, die vom 
Staat mißachtet wurden.

Im November 1994 wurden in Tunceli 
150 alevitische Dörfer in Brand gesetzt, 
üm die Menschen aus ihren Dörfern zu 
vertreiben.

Am 9.1.1995 wurden während einer 
türkischen Life-Femsehsendung Mil­
lionen von Aleviten regelrecht diskri­
miniert, weil ein bekannter Moderator 
in aller Öffentlichkeit das alevitische 
Volk schwer beleidigt hat.

Im Februar 1995 kam es an den Uni­
versitäten zu heftigen Kämpfen unter 
den Studenten, weil sunnitische Stu­
denten alevitische Studenten angriffen, 

da diese im Monat Ramadan nicht mit­
fasteten.

Der türkische Staat verteidigt die 
Mörder von Sivas, veranlaßt zwanghaf­
te Bauten von Moscheen in den aleviti­
schen Dörfern, verhindert die Tbilnah- 
me von alevitischen Studenten am Un­
terricht, greift die alevitischen Studen­
ten an, weil sie nicht fasten, sieht zu, 
wie die Aleviten in den Medien belei­
digt werden, fördert den schmutzigen 
Krieg zwischen Aleviten und Sunniten, 
verurteilt die alevitischen Intellektuel­
len, läßt alevitische Dörfer anzünden 
und fördert den Rassismus. Neben dem 
ungerechten Krieg gegen die Kurden 
wird jetzt auch ein diskriminierender 
Krieg gegen die Aleviten begonnen. 
Auch diesmal hat der türkische Staat 
bewiesen, daß die Sicherheitskräfte des 
Staates während der Ausschreitung 
zwar ausgeblieben sind, aber während 
der Protestmärsche gegen die Angriffe 
sofort zur Stelle waren. Daraufhin wird 
die Bevölkerung seitens der Regierung 
dazu aufgerufen, sich nicht provozieren 
zu lassen und Ruhe zu bewahren.

Auch durch diesen Angriff wird ver­
sucht, das alevitische Volk einzuschüch- 
tem, nicht mehr ihre Gebetsstätten auf­
zusuchen, ihre Kultur in ihren Kultur­
häusern auszuleben und sich dem domi­
nierenden sunnitischen Fundamentalis­
mus unterzuordnen und zwanghaft de­
ren religiöse Praktiken anzuerkennen 
und ebenfalls zu praktizieren.

Sämtliche Protestaktionen der Alevi­
ten wurden bisher vom Staat ignoriert, 
und anstatt sich zu der Schuld zu beken­
nen, wird in der Türkei ein schmutziger 
Krieg zwischen Aleviten und Sunniten 
entfacht, so daß ein Bürgerkrieg unver­
meidlich zu sein scheint. Wir protestie­
ren gegen diese Massaker.

Vereinigung der Aleviten-Gemeinden 
e. V, Konrad-Adenauer-Str. 28, 
51149 Köln, Tel. 022 03-30 7275,
Fax: 02203-32894 
Alevitischer Kulturverein, Viktoria- 
Straße 13a, 42853 Remscheid 
Türkisch-Deutscher Sozialkulturver­
ein, Stachelhauser Str, 17, 42853 Rem­
scheid
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Die Redaktion hat sich entschlossen, trotz der für unsere Zeit­
schrift ungewöhnlichen Länge von drei Zeitungsseiten den von 
Theodor Bergmann für die Zeitschrift „Sozialismus“ (Heft 2/95) 
verfaßten Aufsatz über die Politik der VR China vollständig 
abzudrucken. Der Grund: Theodor Bergmann setzt sich ausführ­
lich mit Positionen auseinander, wie sie sowohl in den „Politi­
schen Berichten“ wie auch in der wohl vielen Leserinnen und 
Lesern noch bekannten, 1989 im GNN-Verlag erschienenen Doku­
mentation über die Kulturrevolution vertreten wurden. — (alk)

Von Theodor Bergmann. Mit einer Replik auf „Politische Berichte“

ls alter kritischer Marxist und an­
tistalinistischer Kommunist halte 
ich Revolutionen für notwendige 

Formen des Klassenkampfes, die von 
den historischen, kulturellen, ökonomi­
schen, sozialen Verhältnissen des ein­
zelnen Landes und von den weltpoliti­
schen Bedingungen und Kräfteverhält­
nissen bestimmt werden, also vielfältig 
und landesspezifisch sind. Die kritische 
Analyse ist auch nach der Revolution 
notwendig, um den Weg und die Metho­
den des sozialistischen Aufbaus, der In­
nen- und Außenpolitik ständig zu über­
prüfen, ständig zu erneuern und zu ver-. 
bessern, aus Irrtümern und Fehlem 
selbstkritisch zu lernen. Auch eine radi­
kale soziale Revolution löst nicht alle 
gesellschaftlichen Probleme für alle 
Zeiten. Daher sind in der postrevolutio­
nären Periode immer wieder Reformen 
und die Suche nach Alternativen erfor­
derlich. Denn auch eine Gesellschaft auf 
dem Wege zum Sozialismus entwickelt 
sich in Widersprüchen.

Seit meiner Jugend habe ich mich für 
China interessiert; mein Interesse wur­
de geweckt durch M. N. Roy und Heinz 
Möller (Shipe), die ich bei der KPD-Op­
position kennengelemt hatte, durch 
Gespräche mit ihnen, durch ihre Bücher 
und Artikel. Als „Brandlerist“ habe ich 
seit Beginn der „Großen Proletarischen 
Kulturrevolution“ große Zweifel an der 
Richtigkeit der Politik und der Wahr­
haftigkeit der Behauptungen von Mao 
Zedong und Lin Biao geäußert, habe die 
Strategie Liu Shaoqis für richtig gehal­
ten und sympathisierte mit Zhou Enlai 
und den Reformern Deng Xiaoping, Hu 
Yaobang, Hu Qili, Zhao Ziyang, Jiang 
Zemin, Zhu Rongji.

Zuerst werde ich die nicht-sozialisti­
schen Positionen zum chinesischen Weg 
zum Sozialismus, zur sozialistischen 
Marktwirtschaft chinesischer Prägung 
behandeln, dann die sozialistischen und 
zuletzt meine eigenen Gedanken.

Bürgerliche Hoffnungen
Vorweg sei gesagt, daß kapitalistische 
und ehemals marxistische Beobachter 
gleichermaßen nur einen Weg zum „So­
zialismus“ für möglich halten, in der 
Sowjetunion die Stalinsche Strategie, 
in der VR China Maos Konzepte. Beide 
Positionen nehmen an, daß das kommu­
nistisch regierte China auf dem Weg 
zum Kapitalismus sei, daß die Refor­
mer den Kapitalismus bereits einfüh­
ren.

Die wichtigen bürgerlichen Positio­
nen glauben bereits das Ende des sozia­
listischen Experiments zu erkennen. 
Domes (1992) nennt „Wirtschaftsrefor­
men, Volkserhebungen und Agonie des 
Sozialismus — 1977-1989“ in einem 
Atemzug, spricht von einer „Politik des 
aufgeklärten Stalinismus — 1981-1988“ 
(S. 92). Es werden dann Leistungen und 
die Erfolge der neuen Wirtschaftspoli­
tik sachlich referiert, ebenso die Debat­
ten in der Führung über das Tempo der 
Reformen. Dann aber kommen neue 
Beurteilungen: „Die Gesellschaft der 
VR China hatte sich von ihrer kommu­
nistischen Regierungspartei getrennt 
und war gleichzeitig (1988) in einen Vor­
gang der progressiven Desintegration 

eingetreten.“ (S. 108) Vom Höhepunkt 
des „Aufstiegs zur .dritten Weltmacht* “ 
(mit Dengs US-Reise 1979) gebe es nun 
nur „Niedergang“ bis zur Bedeutungs­
losigkeit:

„In diesem Restsozialismus (nach der 
Zerstörung und Selbstzerstörung der 
SU und der realsozialistischen Länder 
Europas) ist der VR Chinas ihrer Größe 
und ihres Bevölkerungsgewichts wegen 

Tschu Teh (stehend) bei einer Ansprache an Mitglieder der chinesischen Volksbefrei­
ungsarmee, Foto aus den 30er Jahren

offenbar die Führungsrolle zugefallen. 
Von irgendeiner weltpolitischen Bedeu­
tung ist diese Tatsache jedoch nicht.“ 
(S. 118) Denn: „Die Agonie des sozialisti­
schen Systems hat begonnen.“ (S.121) 
Er ist sich „sicher, daß der größte Teil 
der Geschichte der .Volksrepublik Chi­
na* bereits hinter uns liegt“ (S. 121)1

Ganz so sicher wie Domes ist sich He- 
berer (1993) nicht, hofft aber, daß 
Marktwirtschaft auch die Institutionen 
bürgerlicher Demokratie mit sich brin­
gen werde.

Nach der „moralischen Empörung“ 
über die militärische Niederschlagung 
der Demonstrationen des Juni 1989 am 
Tianan’men sind nun alle kapitalisti­
schen Regierungen schnell zum Ge­
schäft zurückgekehrt: Business as 
usual. Das schließt keinesfalls aus, daß 
man auf antisozialistische Bewegungen 
hofft, sie unterstützen will, daß die 
USA, Deutschland, Frankreich Taiwan 
aufwerten und aufrüsten, daß Großbri­
tannien in Hongkong nach 150 Jahren 
Kolonialherrschaft „Demokratie ein­
führt“.

Einige bürgerliche Forscher zeigen 
Verständnis für die Leistungen und Er­
gebnisse der chinesischen Wirtschafts­
politik nach dem Beginn der Reformen, 
so z.B. Rawski (1979), der die Bedeu­
tung der primären Akkumulation und 
der Arbeitsbeschaffung auf dem Dorf 
hervorhebt.

In einer Weltbank-Publikation äu­
ßern sich Gelb und Gray (1991) sehr an­

erkennend über die chinesische Reform­
politik, die sich grundlegend von den 
Wirtschaftsreformen in Osteuropa un­
terscheide, wo man sich beeile, um je­
den Preis den Kapitalismus wieder ein­
zuführen: „Trotz gewisser Ähnlichkei­
ten gibt es sehr markante Unterschiede 
zwischen den Reform-Erfahrungen in 
China und den Ländern Osteuropas. An­
ders als viele dieser Länder brauchte 
China bei Reformbeginn nicht eine ma­
kroökonomische Stabilisierung einzu­
leiten ... Es stand auch nicht vor der 
Unterbrechung der Handelsbeziehun­
gen ..., die jetzt in diesen Ländern so 
stark sind. Zudem gehen die laufenden 
Reformen in diesen Ländern in den mei­
sten Bereichen wesentlich weiter als in 
China (... grundlegende Änderungen in 
der Rolle des Staates). In China wird 
versucht, die Entscheidungsprozesse zu 
dezentralisieren, ohne das Staatseigen­
tum aufzugeben. In Landwirtschaft und 
Dorfindustrien ist China weiter gegan­
gen: De facto Eigentumsrechte wurde 
Einzelpersonen gewährt, wenn auch 
gewöhnlich bei weitgehendem Inter­

ventionsrecht der lokalen Behörden. 
Insgesamt sind China viele der Schwie­
rigkeiten erspart geblieben, mit der 
sich die Länder Osteuropas jetzt ausein­
anderzusetzen versuchen. Ein weiteres 
Unterscheidungsmerkmal der chinesi­
schen Reformen war die Rolle der Land­
wirtschaft als ein führender Sektor. Mit 
der Rückkehr zu familienbasierten 
Landwirtschaft und mit günstigen Prei­
sen stiegen landwirtschaftliche Pro­
duktivität und Betriebseinkommen 
stark. Die Nachfrage nach industriellen 
Konsumgütem nahm zur gleichen Zeit 
zu, als überzählige landwirtschaftliche 
Arbeitskräfte freigesetzt wurden und 
wachsendes Sparkapital den Aufbau 
von Investitionen in Dörfern und Klein­
städten ermöglichten.“ (S. 24)

Die Ethnologin Croll (1994) stellt fest, 
daß die Reformen nach 1978 — die Auf­
lösung der Volkskommunen und die fol­
genden Maßnahmen — nicht eine Rück­
kehr vom Sozialismus zum Kapitalis­
mus seien, wie vereinfachend behauptet 
wird. Die neue Strategie ist eine „Suche 
nach Institutionen, die zu einer maxi­
malen ländlichen Entwicklung in 
Gleichheit führen können“ (S.X). Ähn­
lich äußert sich Weigelin-Schwierdzik 
(1993); sie bescheinigt der Reformpoli­
tik, daß sie auf dem Boden des Kommu­
nismus stehe; es werde „allzuleicht ver­
gessen, daß der sogenannte Pragmatis­
mus Deng Xiaopings immer deutlicher 
nicht nur das Ziel der Modernisierung 
Chinas im Auge hat, sondern Mittel zum 
Zweck der Machterhaltung der Kom­
munistischen Partei ist ... Der Aus­
gangspunkt der Strategie Deng Xiao­
pings ist ein politischer, und der ideolo­
gische Rahmen, in dem er sich bewegt, 
ist von ihm selbst mit den vier Grund­
prinzipien deutlich abgesteckt wor­
den.“ (S. 25)

Einige Verfasser haben Bedenken ge­
gen Reformpolitik. Pennarz (1994) ist 
besorgt, daß der Drang der Kleinbauern 
zu mehr Marktproduktion „in vielen 
Fällen diese traditionelle, auf Sicher­
heit angelegte Wirtschaftsform beein­
trächtigen“ könnte. (S.21) Loske (1994) 
fürchtet, die Anregung des Milliarden­
volkes zum Konsum könnte unabseh­
bare Konsequenzen für die Ökologie 
haben. f ■

Urteile ehemaliger Maoisten
Die maoistischen Gruppen in der BRD 
haben sich vielfach gespalten und wei­
sen heute ein breites Spektrum von Mei­
nungen auf. Viele ihrer Anhänger haben 
sich vom Sozialismus völlig abge­
wandt. Andere halten an den Erklärun­
gen der Mao-Ära fest, glauben noch im­
mer an den großen Sprung nach vorn, 
dessen „qualitative Ziele — Beginn der 
Industrialisierung der Landgebiete, 
Fortschritte im Investbau und in Be- 
und Entwässerungsbauten, Klassenbe­
wegung zur Verbreitung von techni­
schen Kenntnissen, Stopp der Land­
flucht und Umkehrung dieser Tendenz 
— erreicht wurden“ (Ausgewählte Do­
kumente 1988, S.4). Ähnlich positiv 
wird die „Große Proletarische Kultur­
revolution“ beurteilt (S.70); sie habe 
„elementare Grundlagen für die be- 

Fortsetzung nächste Seite

.
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schleunigte wirtschaftliche Entwick­
lung in späteren Jahren“ gelegt (S.70). 
Kritik an den Irrtümern, Mißerfolgen, 
den Schäden für Volkswirtschaft und 
Bildungswesen, den Verlusten an Men­
schen, der Verfolgung alter Kommuni­
sten, dem Vertrauensverlust der KPCh 
ist nicht zu finden.

Nach dem Juni 1989 verschärft sich 
die Kritik an der Reformpolitik im Pe­
riodikum des BWK. Exemplarisch heißt 
es in Politische Berichte (PB) PB 12/89 
heißt es unter dem Titel „Ein Ausweg 
aus der Krise ist nicht in Sicht“:

„Lange Jahre hatte die Volksrepublik 
China die schlimme Entwicklung ande­
rer armer,Länder, die Flucht der Land­
bevölkerung in die großen Städte und 
die damit verbundenen, schier unlösba­
ren Probleme vermeiden können. Die 
revisionistische Politik der KPCh unter 
der Führung Deng Xiaopings leitete 
eine verhängnisvolle Wende ein ... Für 
einen zunehmenden Tbil der arbeiten­
den Bevölkerung haben sich die Lebens­
verhältnisse in den letzten Jahren spür­
bar verschlechtert ... Aber erstmals 
zeigte die Massenbewegung des Mai 
(1989), wie isoliert die Clique um Deng 
Xiaoping ist.“ (S. 12f).

Immerhin bringen die PB in 20/91 
und 21/93 zwei längere, recht sachliche 
und informative Berichte von Wal 
Buchenberg, der nicht’ zum BWK ge­
hört, über Probleme und Leistungen der 
Reformpolitik. So heißt es z.B. über den 
Agrarsektor: „Wenn dabei schlechter 
Ackerboden in China aufgegeben wird, 
der bisher mühsam bearbeitet worden 
war, wenn Millionen armer chinesi­
scher Bauern auf der Suche nach Arbeit 
und besserem Leben in ländliche und 
städtische Industrien strömen, ist das 
ebenso unvermeidlich und positiv.“

Es lassen sich viele vernichtende Ur­
teile über die chinesische Reformpoli­
tik finden. So urteilt z.B. Müller (1993) 
in Konkret: „Heute ist China auf dem­
selben Weg wie andere ostasiatische 
Schwellenländer auch — in Richtung 
auf einen vom Staat diktatorisch durch­
gesetzten Brutalkapitalismus ... Es 
spricht zur Zeit alles dafür, daß auch 
China zu jenen ehemals realsozialisti­
schen Ländern gerechnet werden muß, 
die vor dem Kapitalismus kapituliert 
ha£en.“(S.22)

Und Forster-Latsch (1994) sieht „deut­
lich destabilisierende Folgen des gegen­
wärtigen Wirtschaftskurses“, die „der 
KP Chinas die Legitimität gerade auf 
dem Gebiet der sozialen Menschenrech­
te tendenziell nehmen“. (S. 22f).

Erstaunlich bleibt an diesen (meist 
ehemaligen) Ultrarevolutionären, daß 
sie in der Mao-Ära alle offiziellen Erklä­
rungen für bare Münze nahmen, die Irr­
tümer des großen Sprungs nach vom 
und die Verfolgung alter Kommunisten 
in der „großen proletarischen Kulturre­
volution“ ignorierten oder gar rechtfer­
tigten. Jetzt aber sind für diese Beob-' 
achter alle Absichtserklärungen alter 
Kommunisten, die die Verfolgung über­
lebt haben, unwichtig, belanglos, un­
glaubwürdig.

DKP—PDS
Aus parteikommunistischer Sicht gibt 
David (1994) zwar eine recht sachliche 
Darstellung der Fortschritte und Pro­
bleme der Reformpolitik, kommt aber 
zu einem insgesamt vernichtenden Ur­
teil. Die „gravierenden Umbruchpro­
zesse können einerseits zu einer akuten 
Verschärfung der sozialen Widersprü­
che führen und andererseits langfristig 
einen Systemwandel bewirken.“ (S. 58). 
Seine Schlußfolgerung:

„Partei- und Regierungskader als 
Träger marktwirtschaftlich-kapitali­
stischer Entwicklung — das eröffnet

rstattung

neue politische Perspektiven: etwa die 
einer gesamtgesellschaftlichen Umfor­
mung und der Schaffung staats- und pri­
vatkapitalistischer Eigentumsverhält­
nisse bei Beibehaltung der KPCh als 
Führungsschicht ... Die Weichen für 
eine Transformation des Landes zu 
einem marktwirtschaftlich-kapitalisti­
schen System sind gestellt.“ (S. 64)

Der Autor kann die alte Vorstellung 
vom konträren Gegensatz zwischen 
Markt und Plan nicht aufgeben, die sich 
für kommunistische Reformer als über­
holt und als ideologische Sackgasse er­
wiesen hat, die aber als Rechtfertigung 
für eine wachsende Planbürokratie 
sehr dienlich war. Inzwischen läßt Da­
vid den chinesischen Kommunisten 
eine kleine Chance. Wenn die Kommu­
nisten „eine Ent­
wicklungspolitik 
als politisches 
Ziel anvisieren 
sollten, die sich 
an den Interessen 
der Mehrheit der 
Bevölkerung aus­
richtet, dann ist 
noch eine Kor­
rektur der gegen­
wärtigen Politik 
möglich, und es 
könnte eine ei­
genständige Stra­
tegie in Richtung 
auf einen .Sozia­
lismus mit chine­
sischen Beson­
derheiten* einge­
schlagen wer­
den.“ (S. 64)

Die PDS hat 
keine parteioffi­
zielle Stellung 
zur chinesischen 
Reformpolitik 
bezogen. Allge­
mein kann gesagt 
werden, daß viele 
ostdeutsche So­
zialisten nach 
dem Zusammen­
bruch der DDR 
(1989/90) gegen 
Berichte über Er­

Mao-Tse-Tung beim Besuch einer Ausstel­
lung (Foto aus den 30er Jahren)

folge sozialistischer Länder äußerst 
skeptisch sind, nachdem früher partei­
offiziell über sehr lange Zeiten jede 
Abweichung vom Stalinschen Sozialis­
mus-Modell als antisozialistisch verket­
zert worden war.

Peters (1994a) äußert vorsichtig Be­
fürchtungen, daß der Einfluß des aus­
ländischen Kapitals stark, Zu stark wer­
den könnte. In einem späteren Artikel 
(1994b) verbindet Peters Hoffnung und 
Zweifel. Die KPCh habe „einen Zusam­
menbruch ä la UdSSR vermeiden“ kön­
nen. Es gebe deutliche Unterschiede zur 
sozialökonomischen Entwicklung der 
asiatischen Schwellenländer. Die Re­
formpolitik erinnere „an einen strategi­
schen Gedanken Lenins im Zusammen­
hang mit seinen Ausführungen über die 
Naturalsteuer“. Aber: „Die eigentliche 
Nagelprobe für die chinesische Reform- 
und Öffnungspolitik steht noch bevor 
... Der Ausgang des historischen Ver­
suchs in China, aus der Malaise des So­
zialismus alter Prägung herauszukom­
men, ohne die sozialistische Perspekti­
ve zu verlieren, ist noch lange nicht ent­
schieden.“

Ebenso unentschieden ist Winkler 
(1993); nach einem im ganzen positiven 
Bericht über die Entwicklung heißt es:

„Ob das Beiwort »sozialistisch* für 
Chinas Marktwirtschaft am Ende doch 
nur ein Feigenblatt ist, wie mancher­
orts prophezeit wird, muß die Zukunft 
lehren. Entschieden ist noch nichts.“

Undogmatische Marxisten
Bischoff geht (1993) von der Niederlage 

des „staatssozialistischen“ Großver­
suchs in der Sowjetunion aus, analy­
siert die profitorientierten Hoffnungen 
der Kapitalisten der Bundesrepublik 
auf den riesigen Zukunftsmarkt China 
und auf die Übertragung ihres Modells 
auf die ehemals realsozialistischen Län­
der Europas. Diesen stellt er die Analy­
se von Zhu Rongji gegenüber, der die 
frühere überzentralisierte Planwirt­
schaft aus eigenen Erfahrungen kritisch 
betrachtet, aber auch die kapitalisti­
sche „Wiedervereinigung“ der beiden 
deutschen Staaten beobachtet hat. In 
einem Interview für das Handelsblatt 
hatte Zhu Rongji erklärt:

„Als ich Bürgermeister von Shanghai 
war, kam ein deutscher Geschäftsmann 
und Politiker zu Besuch. Er war voller 

Enthusiasmus 
über die Wieder­
vereinigung 
Deutschlands 
und vertrat die 

• Ansicht, daß die 
deutsche Wirt­
schaft die mäch­
tigste der Welt 
sein werde sowie 
Ostdeutschland 
sich rasch ent­
wickeln und auf­
holen werde. ,Sie 
freuen sich zu 
früh*, entgegnete 
ich, ,denn ich 
glaube, Ost­
deutschland bes­
ser zu kennen als 
Sie, weil wir in 
der Vergangen­
heit die gleiche 
sozialistische 
Planwirtschaft 
praktizierten 
und die gleichen 
Staatsuntemeh- 
men hatten.* Die 
rasche Privatisie­
rung von Staats­
unternehmen in 
Deutschland ist 
sichtbar kein Er­
folg gewesen und 
hat zu (industriel- 

len) Blutverlusten geführt.. Das Resul­
tat ist, daß Ostdeutschland nicht 
Deutschland gestärkt hat, sondern zu 
einer Last für. Westdeutschland wurde. 
Deshalb werden wir gewiß nicht den 
Weg einer raschen Privatisierung wäh­
len.“ (Zit. nach Bischoff, S. 48f)

Bischoff sieht die neuen Elemente der 
chinesischen Entwicklungsstrategie: 
Kombination und Pluralisierung der 
Eigentumsformen bei Dominanz des öf­
fentlichen Eigentums an den Produk­
tionsmitteln, Koexistenz von Plan und 
Markt als komplementäre Instrumente 
der Makrosteuerung, Markt als Gegen­
mittel gegen eine Schattenökonomie, 
vorsichtige Beschränkung der zentra­
len Planung, zentraler Ausgleich der 
überkommenen gewaltigen regionalen 
Entwicklungsunterschiede und der neu­
en sozialen Differenzierungen.

„An diesem Punkt tritt der wesentli­
che Unterschied zwischen kapitalisti­
scher und sozialistischer Marktwirt­
schaft klar hervor. In einer Gesell- 

- Schaftsformation, deren Ökonomie 
überwiegend durch den Profit als Steu- 
erungs- und Regulierungszentrum be­
stimmt wird, ist die Wirtschaft strikt 
nach betriebswirtschaftlicher Rationa­
lität organisiert; die Fehlentwicklun­
gen und negativen Konsequenzen (Mas­
senarbeitslosigkeit) müssen in einem 
aufwendigen Netz sozialer Sicherheit 
aufgefangen werden ... In einer soziali­
stisch regulierten Marktwirtschaft exi­
stiert die Dominanz des privatkapitali­
stischen Eigentums nicht. Die faktische 
Pluralität von Eigentumsverhältnissen 
unter der Hegemonie des Gesellschafts­
eigentums ermöglicht eine größere Of-

fenheit von Förderungs- und Entwich, 
lungsmöglichkeiten im Gesamtrepro, 
duktionsprozeß. Entscheidend ist hie» 
die Sicherung der Existenzgrundlage 
für das eigenständige Wirken der Ge. 
Seilschaftsmitglieder; soweit es gelingt, 
die Innovation und Kreativität der Be­
schäftigten freizusetzen, wird sich diese 
Form der gesellschaftlichen Produk­
tion langfristig als die entwicklungsß. 
higere erweisen.“ (S. 73f)

Der Autor erwähnt auch die ersten po- 
litischen Reformen, die den ökonomj. 
sehen Reformkurs begleiten (müssen): 
Aufbau eines post revolutionären, so­
zialistischen Rechtssystems, Verjün­
gung des Führungsgremiums, größere 
Transparenz der politischen Entschei- 
dungsprozesse. Er ignoriert nicht die 
„grassierenden sozialen Konflikte“, 
widerspricht aber den bürgerlichen 
Hoffnungen „von einem schlagartigen 
Zusammenbruch des politischen und 
gesellschaftlichen Systems“ (S. 77) und 
beschreibt eine vorsichtig optimisti­
sche Entwicklungsperspektive.

Versuch einer Einordnung 
der Reformpolitik
Nach fünf Studienreisen, vielen Diskus­
sionen und Literaturstudium bin ich 
mir der riesigen Probleme des soziali­
stischen Entwicklungslandes China 
und der Verantwortung der Kommuni­
stischen Partei einigermaßen bewußt. 
Es gilt, die Grundbedürfnisse von 1,2 
Milliarden Menschen zu sichern, die so­
zioökonomische und technologische 
Rückständigkeit zu überwinden, sich in 
einer Epoche weltumfassender Medien 
im Wettbewerb der Gesellschaftssyste­
me zu behaupten und ein sozial und öko­
logisch dem Kapitalismus überlegenes 
System zu entwickeln. Zu den Grundte- 
dürfnissen kommt die Explosion dei 
Erwartungen, der aus dem Weltmark 
über die allgegenwärtigen elektroni 
sehen Medien wirkende Außendruck. 
Die Verantwortung der KPCh ist um so 
größer und schwerer nach der Selbstzer­
störung des ersten sozialistischen Groß­
versuchs in der Menschheitsgeschichte 
und nach der Erstarrung des offiziellen
Marxismus. Meine Vorstellungen über 
die weitere Entwicklung fasse ich in 
acht Thesen zusammen.

1. Auch eine radikale Revolution 
schafft keine endgültige neue soziale 
Ordnung. In der postrevolutionären Pe­
riode sind Inhalte und Methoden des 
Aufbaus einer sozialistischen Gesell­
schaft ständig zu überprüfen. Die Ent­
wicklung des Sozialismus bedarf der 
ständigen Kritik und Reform, die die 
Ausarbeitung und offene Diskussion 
von sozialistischen Alternativen vor­
aussetzt. Da Geschichte, Kultur, sozial­
ökonomischer und technologischer Ent­
wicklungsstand in jedem Land spezi­
fisch sind, müssen auch die Modeliedes 
sozialistischen Aufbaus länderspezi­
fisch sein.

2. Eine sozialistische Übergangsge­
sellschaft ist nicht frei von Widersprü­
chen und Interessengegensätzen; diese 
und ihre Austragung machen im Gegen­
teil Leben und Entwicklung der Gesell­
schaft aus. Widersprüche in der gegen­
wärtigen VR China bestehen u.a. zwi­
schen Bauern und industriellen Produ­
zenten, zwischen Plankommission und 
den ökonomischen Einheiten, zwischen 
militärisch-industriellem Komplex und 
Konsumgüterindustrie, zwischen Plan 
und Markt, zwischen Betriebsleitungen 
und Arbeitenden, zwischen staatlicher 
Familienplanung und bäuerlichen 
Wunschvorstellungen, zwischen Zen­
tralregierung und regionalen Interes­
sen, zwischen entwickelten Küstenre­
gionen und Entwicklungsgebieten im 
Westen und Nordwesten, zwischen den 
Aufgaben von Partei und Staat. Es ist 
durchaus möglich, daß auch die Einzel-
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ziele der Reformpolitik nicht konflikt­
frei sind.

3. Die gesellschaftlichen Widersprü­
che sind nur zu lösen, wenn sie erkannt 
und anerkannt werden. Die Interessen­
gegensätze sind zu formulieren und 
durch vom Staat unabhängige Interes­
senorganisationen zu vertreten: Ge­
werkschaften aller Berufe und Wirt­
schaftssektoren, Bauernverbände. Für 
die Lösung der Widersprüche müssen 
die Entscheidungsinstitutionen demo­
kratisch repräsentativ sein und in 
einem offenen Verhandlungsprozeß die 
Interessen sozial erträglich und ver­
träglich ausgleichen. So wird zentrale 
Planung gesellschaftlich akzeptabel 
und ohne Befehlsstrukturen auf eine 
neue Weise effizient.2

4. Plan und Markt sind nicht gegen­
sätzlich, sondern komplementär. An­
hand der Ergebnisse bisheriger Pläne 
sind die Planung, ihre Ziele, Umfang, 
Methoden und Instrumente ständig zu 
überprüfen. Sofern der physiologische 
Bedarf durch die Produktion gedeckt 
ist, kann auf weitere zentrale Planung 
bei bestimmten Produkten und in be­
stimmten Produktionszweigen und 
Sektoren verzichtet werden. Planung 
und Markt sind ständig neu gegeneinan­
der abzugrenzen.

5. ökonomische und politische Re­
form gehören zusammen. Vorrang für 
erstere bedeutet, daß man nach der Re­
volution vor allem die Produktivkräfte 
befreien muß, daß man Stalins und 
Maos Diktum von der Verschärfung des 
Klassenkampfes nach dem Sieg eindeu- 
tigablehnt. Deng Xiaoping erklärte:

„Je weiter die wirtschaftliche Struk­
turreform voranschreitet, desto not­
wendiger finden wir die politische 
Strukturreform. Ohne letztere kann er­
stere nicht weiter vorwärtsschreiten, 
und die Entwicklung der Produktiv­
kräfte wird gehemmt ... Die politische 
Strukturreform beinhaltet in erster Li­
nie Trennung der Partei- und Regie­
rungsfunktionen zur Verwirklichung 
einer vorbildlichen Führung durch die 
Partei, die Delegierung der Befugnisse 
nach unten und die Vereinfachung des 
Verwaltungsapparats. Die politische 
Strukturreform zielt darauf, die Vitali­

tät von Partei und Staat konsequent zu 
wahren, den Bürokratismus zu über­
winden, die Arbeitsleistung zu erhöhen 
und die Initiative der Grundeinheiten 
sowie der Arbeiter, Bauern und Intel­
lektuellen zu fördern ... die sozialisti­
sche Demokratie zu entfalten und die 
Initiative der breiten Volksmassen voll 
zur Geltung zu bringen.“3

6. Eine sozialistische Übergangsge­
sellschaft darf nicht die gesamtgesell­
schaftliche Produktion in einer — der 
staatlichen — Eigentumsform an den 
Produktionsmitteln organisieren. Die 
unterschiedlichen — gesellschaftlichen 
und privaten — Eigentumsformen ha­
ben je spezifische Funktionsbereiche. 
Es genügt, wenn die Gesellschaft die 
,<Kommandohöhen der Wirtschaft“ be­
herrscht, wenn das staatliche Eigentum 
das ökonomische Übergewicht behält.

7. Nach der Trennung von Staat und 
Partei kann und muß sich die KP wie­
der ihren eigentlichen Aufgaben zuwen­
den: geistige Führung der Gesellschaft 
durch Vorausdenken der neuen gesell­
schaftlichen Aufgaben, Erziehung ihrer 
Funktionäre und Mitglieder zu Vorbil­
dern der Gesellschaft, Kampf gegen die 
sozialen Mißstände und Fehlentwick­
lungen.

8. Der „Kampf der zwei Linien“, die 
Auseinandersetzung um die beste Ent­
wicklungsstrategie ist nützlich und po­
sitiv. Je offener und transparenter diese 
lebenswichtige Debatte geführt wird, 
um so mehr wird sie demokratisch, d.h. 
um so mehr können die Parteimitglie­
der und die Bevölkerung daran teilneh­
men, die großen gesellschaftlichen Fra­
gen verstehen und an den Entwick­
lungsperspektiven mitwirken.

Der Kampf der Linien wird heute — 
anders als in^Öer Mao-Ära — ohne Sank­
tionen ausgefochten. Das ist der Beginn 
einer neuen politischen Kultur und ei­
ner rationalen Regierungskunst unter 
Kommunisten, die dazu beitragen wer­
den, den Marxismus zu erneuern, ihn 
von allem Dogmatismus zu befreien, 
damit er wieder als Analyseihstrument 
für revolutionäre Politik dienen kann. 
Deng Xiaoping unterscheidet zwischen 
linken und rechten Abweichungen und 
hält die linken für schädlicher.4 Viel­

leicht sollte man besser unterscheiden 
zwischen Voluntaristen und Realisten, 
zwischen Konservativen und Refor­
mern. Die Voluntaristen meinen, auch 
in der postrevolutionären sozialen 
Transformation und Entwicklung der 
Produktivkräfte Tempo und Komman­
domethoden des Bürgerkrieges beibe­
halten zu können. Die Realisten wissen, 
daß man nach dem Sieg langsam vorge­
hen kann, daß die Leistungsfähigkeit 
der Volkswirtschaft und die Leidensfä­
higkeit der Menschen begrenzt sind, 
daß der Aufbau des Sozialismus Aufga­
ben stellt, die ihrem Wesen nach denen 
des Bürgerkriegs diametral entgegen­
gesetzt sind, daß man den Menschen 
Zeit zur neuen Anpassung an die soziale 
Transformation geben muß.

Was macht nun den realen, von den 
Betroffenen erfahrbaren Unterschied 
zwischen sozialistischer und kapitali­
stischer Entwicklungspolitik aus?

„Das gesamtgesellschaftliche Interes­
se besteht darin, die Modernisierung 
mit dem Ziel durchzuführen, das durch 
die westlichen Industrienationen vor­
gegebene Niveau von Produktivität 
und Lebensstandard zu erreichen.

Diese Interesse wird jedoch im Kon­
text einer sozialistisch orientierten Ge­
sellschaft verfolgt, deren Legitimität 
darin besteht, Modernisierung ohne so­
zialen Härten — ,ohne Ausbeutung und 
Unterdrückung*—herbeizuführen.

Genau in dieser Verknüpfung von 
ökonomischer Entwicklung einerseits 
und sozialem Ausgleich andererseits 
liegt mit Notwendigkeit die Komple­
mentarität von Ökonomie und Politik.

Sobald die ökonomische Modernisie­
rung an die Grenzen des Sozialismus 
stößt — und das heißt in China insbeson­
dere: sobald die Modernisierung gegen 
das Prinzip des Egalitarismus verstößt, 
die Schere zwischen Arm und Reich 
weit auseinanderklafft und das soziale 
Gleichgewicht ins Wanken gerät —, 
muß ihr aus politischen Gründen Ein­
halt geboten werden. Genau darin be­
weist sich der »Vorteil des Sozialis­
mus*.“ (Weigelin-Schwierdzik, S. 25)

Theodor Bergmann ist pensionierter 
Hochschullehrer und lebt in Stuttgart.

Anmerkungen

(1) Viele Beobachter Chinas sehen das 
Ende des kommunistischen Chinas sehr 
nahe. Als weitere Beispiele seien fol­
gende genannt. Huo Xing (1990) meint, 
China sei „gezwungen, die intensiven 
Reformbemühungen nahezu gänzlich 
aufzugeben. Nach elfjährigen Bemü­
hungen scheint China wieder in eine 
Zeit neuer wirtschaftlicher und sozialer 
Krisen zu geraten.“ (S. 114) „Der Re­
formprozeß (ist) eindeutig zu einem 
Ende gekommen“. (S. 117). Grobe-Hagel 
(1990), ein guter China-Kenner, meint 
über den Juni 1989: „Das Kapitel .Re­
form-China* ist damit vorerst beendet.“ 
(S.89)

(2) Gesellschaftliche Widersprüche äu­
ßern sich in Streiks, Demonstrationen, 
Bauemunruhen, wie sie im Blaubuch 
der Chinesischen Akademie für Sozial­
wissenschaften ausführlich analysiert 
werden. Siehe dazu: Beijing Rundschau 
vom 22.2.1994.

(3) Auszug aus Deng, Band III, in BR, 
Jg. 30, Nr. 47, 23.11.1993, S. 20. In zahl­
reichen Reden und Erklärungen unter­
streicht Deng diesen engen Zusammen­
hang. So am 15.4.1985: „Die politische 
Demokratie erweitern und die Wirt­
schaftsreform durchführen.“ Am 26.8. 
1986: „Die politische Struktur refor­
mieren und das Rechtsgefühl des Vol­
kes stärken“. Am 3.9.1986: „Um die 
Entfaltung der Produktivkräfte zu si­
chern, müssen wir die politische Struk­
tur reformieren.“ Am 9.11.1986: „Eini­
ge Ideen über die Reform der politi­
schen Struktur“. — Alle Überschriften 
aus Deng Xiaoping (1987).

(4) Diese Bezeichnungen erhalten im 
neuen Kontext der Reformpolitik einen 
neuen Sinn. Linke Abweichungen be­
deutet „Macht der Gewohnheit“ der al­
ten Generation des Langen Marsches, 
Ablehnung der Reform; rechte Abwei­
chung sei die Forderung nach „totaler 
Verwestlichung unter dem Banner der 
Öffnung und Reform“, der Rückkehr 
zum Kapitalismus. Davor warnt Deng 
vor allem junge Menschen.
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Warum der Anschluß 
an Daimler-Benz?
Omnibushersteller Kässbohrer in Ulm 
von Mercedes-Benz übernommen

Am 1. Februar 1995 zogen fast 10000 
Menschen, bei hundertprozentiger 
Beteiligung der Kässbohrer-Be­
legschaft, auf den Münsterplatz in Ulm, 

um dort für die Erhaltung von 4500 Ar­
beitsplätzen, davon 3200 in Ulm, zu de­
monstrieren. Der Verkauf der Fabrik 
an die Mercedes-Benz AG war durch das 
kartellrechtliche Prüfungsverfahren in 
Brüssel in Frage gestellt. Ein Motto der 
Demonstration, das in allen Medien oft 
und gerne dargestellt wurde, hieß „Ja 
zur Hochzeit“. Manche kampferfahre­
nen Gewerkschafter äußerten dazu 
etwas verlegen, das sei das erste Mal, 
daß sie für den Daimler-Konzern auf die 
Straße gingen! Schon zweimal war 
Druck gemacht worden für bestimmte 
Untemehmerentscheidungen: Im Ja­
nuar 1994 hatte man durch eine Infover­
anstaltung im Betrieb während der 
Thrifrunde die Eigentümer aufgefor­
dert, ihre Gesellschafteranteile bei 
einem Treuhänder zu hinterlegen, um 
sie dadurch zum Verkauf des Unterneh­
mens zu zwingen. Das Unternehmen, 
mit damals 600 Mio. DM verschuldet, 
stand seit einiger Zeit am Rande des 
Konkurses und hangelte sich von einem 
Bankenkredit zum nächsten.

Der zweite Anlaß waren die Kaufver­
handlungen selbst. Als einziger ernst­
hafter Interessent hatte sich Mercedes 
herausgestellt. Die MB-AG hatte das 
ausschließliche Prüfungsrecht erhalten 
und war dabei, die Kässbohrer-Fabrik 
zu röntgen, als Gesellschafter und Ban­
ken die Firma Volvo einluden, eben­
falls die Fabrik unter die Lupe zu neh­
men. Auf einer Betriebsversammlung 
forderte der Betriebsratsvorsitzende 
die Belegschaft auf, notfalls die Volvo- 
Delegation am Betreten des Werks zu 
hindern. Das Einlassen mit Volvo wur­
de als Gefährdung der Verhandlungen 
mit MB eingeschätzt.

Volvo hatte nie ein Angebot vorge­
legt. Auch später, als die Volvo-Vertre­
ter in Brüssel über ihr Kaufinteresse be­

fragt wurden, wollten sie keine Be­
schäftigungsgarantien geben. Sie äu­
ßerten, daß sie auch mit dem Konkurs­
richter verhandeln würden.

Die Führung von Mercedes-Benz stell­
te selbstverständlich Bedingungen an 
die Belegschaft. Sie wollten den Käss- 
bohrer-Betrieb „besenrein“ überneh­
men. Ergebnis der Verhandlungen war: 
Abbau der Beschäftigten auf 3050 in 
Ulm, Verkauf aller Firmenteile, die 
nicht zur Omnibusproduktion gehören 
(das zusammen hieß ein Abbau um 1700 
Menschen), löprozentige Produktivi­
tätssteigerung durch Kürzung der Vor­
gabezeiten, Bereitschaft, über flexible 
Arbeitszeit zu verhandeln. Dafür konn­
te eine Garantie erreicht werden: Bis 
Ende 1998 darf es keine betriebsbeding­
ten Kündigungen geben.

Der Kampf um die Arbeitsplätze war 
schwierig, da es weder alte noch neue 
Eigentümer gab, nur Banken, die um 
Verlängerung der Kredite gebeten wer­
den mußten. Erst am 29. Juli wurde ein 
Vorvertrag abgeschlossen, nach dem 
die Mercedes-Benz AG die Kässbohrer 
Werke am 1. Januar 1995 übernehmen 
wollte. Im August wurde der Interes­
senausgleich und Sozialplan abge­
schlossen, deren Anwendung zu über 
1000 Aufhebungs- und Vorruhestands­
verträgen führten. Ende Oktober kam 
die Vereinbarung: Es wird keine Kündi­
gungen geben. Die 150 Beschäftigten, 
die über die Zahl von 3 050 hinausgehen, 
können bleiben. Noch im Weihnachts­
urlaub stellte die Brüsseler Entschei­
dung wieder alles in Frage. Das Berli­
ner Kartellamt lehnte die Übernahme 
von Kässbohrer durch Mercedes ab. Das 
führte dazu, daß die Mehrheit der Län­
dervertreter in der beratenden EU- 
Kommission ebenfalls ablehnte. In die­
ser Situation beschloß der Betriebsrat 
zu versuchen, was er konnte, um den 
Vollzug der Übernahme zu sichern.

Delegationen der Belegschaftsvertre­
tung fuhren insgesamt dreimal nach

Brüssel und führten Gespräche mit dem 
Kartellamt in Berlin und Wirtschafts­
ministerium in Bonn. Es stellte sich her­
aus, daß Arbeitsplatzargumente nicht 
in die Überlegungen des Kartellverfah­
rens eingegangen waren.

Der Betriebsrat war nicht von Anfang 
an für Mercedes. Schlußendlich war 
aber kein anderer ernsthafter Käufer 
präsentiert worden. Er geht davon aus, 
daß Mercedes sich an die Thrife halten 
wird, daß damit auch in Zukunft Aus­
sicht besteht, das bestehende Lohnni­
veau bei Kässbohrer zu halten. Merce­
des pflegt den Ruf einer bestimmten 
„Untemehmenskultur“. Damit, schätzt 
der Betriebsrat, kann die Belegschaft 
erfahrungsgemäß umgehen.

Demgegenüber steht die Aussicht, in 
ein zentralistisch geführtes Unterneh­
men eingegliedert zu werden, das sei­
nen Beschäftigten bisher schon mehr an 
Leistungssteigerung abgepreßt hat, als 
von der Kässbohrer-Belegschaft für die 
Übernahme abverlangt wird. Der 
Machtzuwachs beim Daimler-Konzern 
macht vielen B auchschmerzen.

Aber sollte das Kartellamt die Über­
nahme nicht erlauben und es wurde sich 
überhaupt ein anderer Käufer finden, 
was dann? Müßte dann eventuell noch 
mehr Personal abgebaut werden? 
Könnte man nochmals eine vierjährige 
Beschäftigungsgarantie aushandeln ? 
Müßten noch mehr Zugeständnisse bei 
Arbeitsbedingungen gemacht werden? 
Das waren Überlegungen, die die Be­
schäftigten anstellten.

Für jeden Mitarbeiter war klar, daß 
er an der geplanten Kundgebung teil­
nehmen würde. Debatten gab es im Vor­
feld darüber, ob es besser wäre, nach 
Bonn vor das Wirtschaftsministerium 
zu ziehen oder nach Berlin zum Kartell­
amt. Der Betriebsrat entschied sich für 
das „Heimspiel“. Hier konnten wirk­
lich neben allen Arbeitern und Ange­
stellten auch ihre Familien mit einbezo­
gen werden. Hier konnte Unterstützung 
organisiert werden von allen, die von 
der Arbeitsplatzsituation in Ulm und 
Umgebung berührt werden. Sämtliche 
politischen Kräfte, die bisher schon Un­
terstützung angeboten hatten, konnten 
sie hier anbringen. Im Zeitalter allge­
genwärtiger Medien würde es kein Pro­
blem sein, das Signal einer Demonstra­
tion nach Berlin, Bonn und Brüssel zu 
senden. Diese Rechnung ging auf: Der 
Bundeswirtschaftsminister konnte aui 
Trab gebracht werden und das Berliner 
Kartellamt mußte seine Ablehnung auf­
geben: Der Weg für eine zustimmende 
Entscheidung durch die EU-Kommis­
sion war dadurch frei. Durch die Teil­
nahme vieler Interessensgruppen be­
kam die Aktion einen harmonischen 
Touch. Aber sie bedeutete nicht die Un­
terwerfung unter nationale oder Daim­
ler-Benz-Strategien. Das haben die Be­
schäftigten drei Wochen später bewie­
sen durch die ebenfalls hundertprozen­
tige Teilnahme des Montagewerks 5 am 
fünfstündigen Warnstreik zur Unter­
stützung des Streikbeginns der bayeri­
schen Metaller. — (ulm)

Köln. Über 1000 Menschen beteiligten sich am 16. März an der NRW-weiten 
Demonstration anläßlich des Jahrestages des irakischen Giftgasangriffs auf die 
kurdische Bevölkerung der Stadt Halabja. Ein Kölner SPD-Ratsmitglied schickte 
eine Grußadresse. — (jöd, Foto: af/mz)

Knappe 4 Prozent 
für HBV und DAG
Hamburg. Etwa 1000 Versichetungs- und 
Bankangestellte demonstrierten am 
7.3.95 in einem Stemmarsch zum Gän­
semarkt in der Hamburger Innenstadt 
für ihre Tarifforderungen. Anlaß war 
die dritte Verhandlungsrunde Versiche­
rungen, die an diesem Thg in Hamburg 
stattfand. Auf der Kundgebung bekräf­
tigten Redner aus Betriebs- und Perso­
nalräten sowie von HBV und DAG die 
Forderungen von 6%, mindestens 250,— 
und wiesen die Provokationen der Ver­
sicherungen aus den ersten Verhand­
lungsrunden zurück (u.a. Arbeitszeit 
bis 45 Stunden, Verschlechterung des 
Vorruhestands, Nullrunde für Azubis, 
Samstag als Regelarbeitstag etc.). Nach 
der Kundgebung auf dem Gänsemarkt 
fuhr eine Delegation von ca. 100 Be­
schäftigten mit zwei Bussen direkt zum 
Verhandlungsort nach Harburg, um den 
Druck auf den Arbeitgeberverband zu 
verstärken.

Dank des Metallerstreiks und -ab- 
schlusses vom Vortag fiel das Tarifer­
gebnis Versicherungen, auf das sich am 
nächsten Morgen geeinigt wurde, dann 
auch besser aus, als mancher erwartet 

hatte: für drei Monate jeweils 200,— DM 
monatlich, ab Mai 3,8% Gehaltserhö­
hung mit einer Laufzeit bis 30.4.96.

Die meisten Zumutungen des Arbeit­
geberverbandes (s.o.) konnten zurück­
gewiesen werden. Eine Verschlechte­
rung ist jedoch der Einstieg in eine Ar­
beitszeitverlängerung („Flexibilisie­
rung“): So soll es ab 1996 zulässig wer­
den, die Arbeitszeit für einzelne Be­
schäftigte bis auf 42 Wochenstunden zu 
verlängern, wenn andere entsprechend 
verkürzen. Allerdings sind hier einige 
Hürden gezogen worden: U.a. sind Be­
triebsvereinbarungen erforderlich, die 
Versicherungen haben in dieser Frage 
kein Direktionsrecht, d.h. die Freiwil­
ligkeit muß gewahrt bleiben. — (res)

ÖTV Stuttgart für 
6% Lohnerhöhung
Stuttgart. Ganz im Zeichen des ÖTV-Re- 
formkurses wurde dieses Jahr die For­
derung für eine Lohnerhöhung im öf­
fentlichen Dienst der ÖTV-Kreisver- 
waltüng Stuttgart / Böblingen auf einer 
Funktionärsversammlung festgestellt. 
Vertrauensleute und Delegierte trugen 
die Diskussionsergebnisse aus ihren 
Ämtern vor, und das Ergebnis wurde
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Schlecker-Konflikt vor der Lösung
Die Gewerkschaft hbv und die Drogerie­
marktkette Schlecker haben am 7. März 
in Düsseldorf nachstehende gemein­
same Erklärung ausgehandelt. Nach An­
sicht der hbv steht der Konflikt damit vor 
einer zufriedenstellenden Lösung. Für 
den 8. März angekündigte Aktionen der 
Gewerkschaft wurden aufgrund des Ver­
handlungsergebnisses abgesagt.

„Die Firma Anton Schlecker und die 
Gewerkschaft HBV haben sich am 7.3. 
95 geeinigt und werden in einem Tarif­
vertrag gemäß § 3 BetrVG festlegen, 
daß Betriebsräte in der Firma Anton 
Schlecker grundsätzlich auf der Ebene 
der Bezirksleitungen gewählt werden 
können ... Nach Unterzeichnung des 
Tarifvertrages treten alle bisher von 
der HBV initiierten Wahlvorstände zu­

HAMBURGER DRUCKINDUSTRIE

Flexibilisierung statt Arbeitszeitverkürzung
Am 8. März trafen sich ca. 25 Kollegen 
aus 12 Klein- und Mittelbetrieben, um auf 
einer Veranstaltung des AK Kleinbetrie­
be der IG Medien über die Probleme bei 
der Umsetzung der ab 1.4. vereinbarten 
Arbeitszeitverkürzung auf 35 Stunden in 
der Druckindustrie zu diskutieren.

Wie sich herausstellte, war es noch in 
keinem der vertretenen Betriebe gelun­
gen, mit der Geschäftsleitung eine klare 
Vereinbarung über die Umsetzung der 
Arbeitszeitverkürzung zu treffen. Of­
fensichtlich zentral durch Schulungen 
und Broschüren des Verbands der 
Druckindustrie Nord (VDN) gelenkt, 
versuchen die Betriebsleitungen zum 
einen, feste Arbeitszeitvereinbarungen 
mit den Betriebsräten bzw. Beschäftig­
ten nach Maßgabe des Manteltarifver­
trages zu umgehen, und zum anderen 
eine Vielzahl verschiedener Arbeits­
zeitmodelle durchzusetzen. Gemeinsam 
ist den meisten dieser Modelle, daß sie 
darauf abzielen, die Arbeitszeiten ein­
seitig nach den Bedürfnissen des Betrie­
bes zu flexibilisieren und gleichzeitig 
für die stoßweise anfallende Mehrar­
beit keine Überstundenzuschläge zah­
len zu müssen. Die anwesende Landes­

rück. Es werden dann Wahlen auf der 
vereinbarten Organisationsebene der 
Firma eingeleitet. Die Firma Schlecker 
wird die Einleitung und Durchführung 
der Betriebsrats wählen im Rahmen der 
geltenden Gesetze unterstützen und ih­
re Führungskräfte entsprechend anwei­
sen. Die Gewerkschaft HBV und die 
Firma Anton Schlecker vereinbaren, al­
le gestellten Strafanzeigen zurückzu­
nehmen und keine neuen Strafanzeigen 
wegen bisheriger Streitigkeiten zu stel­
len. Beide Seiten verzichten auf even­
tuelle Schadensersatzansprüche.

Beide Seiten hoffen, daß durch die 
nunmehr gefundene Lösung die beste­
henden Streitigkeiten im Interesse der 
Beschäftigten und der Firma Anton 
Schlecker beigelegt werden.“ 
aus: „Lokalberichte Stuttgart*1 

bezirkssekretärin Brigitte Schütz wies 
darauf hin, daß die im Tarifvertrag ent­
haltene Klausel, nach der bei der Um­
setzung der 35-Stundenwoche vorüber­
gehend die Möglichkeit von zehn zu­
schlagsfreien Überstunden zwischen 
Betriebsrat und Geschäftsleitung ver­
einbart werden kann, eine Kann-Be­
stimmung ist, die keinesfalls automa­
tisch gilt, wie viele Unternehmer sugge­
rieren möchten. Maßgeblich bleiben 
nach wie vor die Bestimmungen des 
Manteltarifvertrages, in dem es z.B. 
heißt, daß die regelmäßige wöchentli­
che Arbeitszeit für den einzelnen Ar­
beitnehmer auf fünf Thge von Montag 
bis Freitag zu verteilen ist und auch bei 
ungleichmäßiger Verteilung der Ar­
beitszeit an keinem Tag die Höchstar­
beitszeit von 10 Stunden überschritten 
werden darf. Es kann jedoch nicht ange­
hen, daß die für viele Kleinbetriebe 
ohne Zweifel verschärfte Konkurrenz, 
für die zum Tbil die während des DDR- 
Anschlußbooms aufgebauten Überka­
pazitäten verantwortlich sind, auf dem 
Rücken der Beschäftigten ausgetragen 
wird und sich dadurch die Arbeitsbe­
dingungen für alle nachhaltig ver­
schlechtern.— (ulj)

JUGENDPOLITIK

Jugendausschuß stoppt Kürzungen
Im Sommer 1994 begann eine sogenann­
te „Arbeitsgruppe Neudefinition städti­
scher Aufgaben“ in der Stadtverwaltung 
Norderstedt ihre Arbeit mit einem
Streichorchester im Jugendbereich.

Das von CDU, SPD und Bürgerpartei 
vorgestellte Ergebnis: 30 Prozent Ein­
sparungen. 1,4 Millionen’ DM sollten 
jährlich weniger zur Verfügung stehen. 
Einsparungen in dieser Höhe wären 
ausschließlich durch die Kürzung im 
Personalhaushalt möglich gewesen; 
von den 24,5 städtischen und 6 kirchli­
chen Pädagogen/innensteilen hätten 
mindestens 8 gestrichen werden müs­
sen.

Mit der Umsetzung dieser Kürzungen 
wurde die Verwaltung und der Fachaus­
schuß beauftragt.

Die Mitarbeiterinnen der Jugendein­
richtungen reagierten sofort, schlossen 
sich im September zu der ÖTV-Fach- 
gruppe Soziale Berufe zusammen und 
gingen mit zwei Forderungen an die Öf­
fentlichkeit:.
1. Bevor die Höhe der Kürzungen fest­

gelegt wird, braucht die Stadt ein Ge- 
samt(spar)konzept

2. Bevor im Jugendbereich wahllos ge­
strichen wird, brauchen wir ein Ge­
samtkonzept der Norderstedter Ju­
gendarbeit (einen Jugendhilfeplan).“

Mit regelmäßigen Presseerklärungen, 
einem Stand im Herold-Center, offenen 
Briefen und Flugblättern informierte 
die ÖTV-Gruppe regelmäßig über ihre 
Arbeit. Darin hieß es u.a.: „... Bisher 
wurden in die städtische Jugendpflege 
die von den pädagogischen Fachkräften 
für notwendig erachteten Mittel weit­
gehend investiert. Die Politiker/innen 
waren gut beraten, gerade im groß­
städtischen Einzugsbereich auf den prä­
ventiven Charakter offener Kinder- 
und Jugendarbeit zu setzen, und das 
Fehlen gravierender Probleme mit Ju­
gendlichen in Norderstedt hat ihnen 
Recht gegeben. ... Die Fachgruppe So­
ziale Berufe der ÖTV-Betriebsgruppe
der Stadtverwaltung warnt eindring­
lich davor, den Haushalt auf Kosten 
junger Menschen zu sanieren. Eine Ge­
sellschaft, die an ihren Kindern spart, 
tut dies an der falschen Stelle und wird 
dafür eines Tages eine andere Rechnung 
serviert bekommen.“ .

Jugendliche beteiligten sich an den 
Diskussionen im Jugendausschuß, wa­
ren bei einer Stadtvertreterlnnensit- 
zung anwesend, machten Unterschrif­
tensammlungen und führten eine Pres­
sekonferenz durch. Im täglichen Be­
trieb und auf Elternabenden waren die 
Kürzungen Thema Nr. 1. Auch die freien 
Träger protestierten gegen die geplan­
ten Maßnahmen.

Im Januar legte dann die Verwaltung 
ihren Vorschlag vor:
— Zwei Häuser sollen geschlossen oder 

vom Kreis Segeberg übernommen 
werden

— Zuschüsse für freie Träger werden 
stark reduziert.

Der Kreis Segeberg verwies allerdings 
auf seine Jugendhilfeplanung, welche *• 
erst in ca. 2 Jahren abgeschlossen ist. 
Vorher wird er keine neuen Aufgaben 
übernehmen.

Auf der Klausurtagung des Jugend- 
ausschusse am 24./25. Februar disku; 
tierten erstmalig Politikerinnen, Mit­
arbeiterinnen und Jugendliche gemein­
sam über die Ziele und Inhalte der Nor­
derstedter Jugendarbeit. Der Beschluß 
des Ausschusses war dann ein voller Er­
folg der Proteste:
— Keine Diskussionen über weitere 

Kürzungen, bis der Kreisjugendhil­
feplan vorliegt,

— Wiederbesetzung aller bis dahin frei 
werdenden Stellen,

— Einrichtung der Krisenbetten mit al­
len geplanten Stellen,

— Einrichtung einer parteienübergrei­
fenden Arbeitsgruppe, die dem Kreis 
für den Jugendhilfeplan zuarbeiten 
soll.

Sofern der Magistrat der Stadt Norder­
stedt diesen Beschluß nicht wider­
spricht, hat die Jugendarbeit allerdings
nur einen Aufschub erreicht. So rechnet 
auch die ÖTV—Fachgruppe damit, daß 
die Kürzungen spätestens im nächsten 
Frühjahr wieder auf der Tagesordnung 
stehen. Aber die Chance von einem Jahr 
kann genutzt werden ...
— (momo+hel)

nach der Anzahl der Beschäftigten ge­
wichtet. Daraus ergab sich, daß die 
Mehrheit der Beschäftigten sich für eine 
Lohnerhöhung um 6 % aussprachen mit 
einer sozialen Komponente von 250 DM 
mindestens. Dies wird als Empfehlung 
an die Große Tarifkomission gegeben, 
da laut Geschäftsführer eine Funktio­
närskonferenz mit Vertrauensleuten 
kein beschließendes Organ ist. Viele 
sprachen sich gegen Verhandlungen 
über Arbeitszeitverkürzung aus, da 
durch Solidaritätszuschlag und Preis­
steigerung besonders die unteren Lohn­
gruppen an einer ungeschmälerten 
Lohnerhöhung interessiert sind. Aus 
dem gleichen Grund sollte der Lohnab­
schluß im Öffentlichen Dienst nicht un­
ter dem der IG Metall ausfallen. 
— (mok)

Resolution Stuttgarter 
Migrantinnen
Stuttgart. Am 8. März fand, veranstaltet 
von VHS u.a., eine gutbesuchte Veran­
staltung unter dem Titel „Grenzen-Los 
Einmischen“ statt — u. a. mit Ministerin 
Unger-Soyka —, die folgende Resolu­
tionverabschiedete:

„Am heutigen internationalen Frau­

entag haben wir Stuttgarter Migrantin­
nen uns versammelt, um unser Selbst­
verständnis als Bürgerinnen dieser 
Stadt zum Ausdruck zu bringen.

Wir sind Frauen aus allen Teilen der 
Welt, die hier arbeiten, leben und lieben 
und deshalb erwarten wir, daß wir als 
gleichberechtigte Bürgerinnen dieses 
Landes/dieser Stadt akzeptiert wer­
den. Wir tragen zum Gemeinwohl dieser 
Stadt bei und wollen angemessen an 
den Entscheidungen beteiligt sein und 
in den Strukturen berücksichtigt wer­
den. Dazu ist es notwendig, daß wir an 
entscheidenden Stellen vertreten sind, 
um unsere Belange selbst artikulieren 
zu können.

An dieser Stelle werden wir nur an 
einige unserer Forderungen erinnern. 
Wir fordern:
♦ daß in allen gesellschaftlichen Berei­
chen Migrantinnen bei Stellenbesetzun­
gen ohne Einschränkung und Diskrimi­
nierung gleichberechtigt berücksichtigt 
werden; ein Anfang sollte sein,
♦ daß in der Gleichstellungsstelle der 
Stadt Stuttgart eine Migrantin einge­
stellt wird und
♦ daß die vom Gemeinderat bewilligte 
Stelle einer/eines Ausländerbeauftrag- 
te/n der Stadt Stuttgart mit einer Mi­

grantin besetzt wird. Darüber hinaus 
tragen wir an dieser Stelle noch einmal 
unsere Forderungen vor, für die wir uns 
seit langem öffentlich einsetzen.

Wir hoffen, daß wir in Ihnen, Frau 
Ministerin Unger-Soyka, eine Verbün­
dete gewonnen haben, die sich mit uns 
gemeinsam besonders für das Erreichen 
folgender Ziele einsetzt:
* uneingeschränkte Bürgerinnen- und 
Bürgerrechte für alle Menschen, die 
ihren Lebensmittelpunkt in diesem 
Land haben,
* die Einführung der doppelten Staats­
bürgerinnenschaft. als Voraussetzung 
für die aktive Partizipation am politi­
schen und öffentlichen Leben,
* eigenständiges Aufenthaltsrecht der 
Frauen und Männer,
* Landeserziehungsgeld für nichtdeut­
sche Frauen.“
aus: „Lokalberichte Stuttgart“

50. Jahrestag und die Ahnungs­
losigkeit der Bundesregierung
Bonn. Auf eine sehr seltsame Art und 
Weise hat sich die Bundesregierung mit 
ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage 
der PDS zur Rehabilitierung von krimi­
nellen Anhängern und Nutznießern des 

NS-Regimes sowie von Neonazis aus der 
Verantwortung gestohlen. Sie verteilt 
Schelte an die Fragesteller, indem sie 
ihnen unterstellt, „das Erste SED-Un­
rechtsbereinigungsgesetz als Rehabili­
tierungsmöglichkeit für NS-Straftäter 
und Neonazis zu diskreditieren“ und 
streitet- eine derartige Rehabilitie­
rungsmöglichkeit rundweg ab. Trotz 
nachdrücklicher Nachfrage geht die 
Bundesregierung mit keinem Wort auf 
die skandalöse Entscheidung vom Juni 
1994 ein, mit der die KZ-Aufseherin 
Margot Kunz „rehabilitiert“ und mit 
64000 DM entschädigt wurde. Im übri­
gen teilt die Bundesregierung mit, sie 
habe keinen Gesamtüberblick und da 
sie nichts weiß, — nicht einmal das, was 
in der Presse steht —, sieht sie auch kei­
nen Handlungsbedarf.

Prof. Dr. Jens Uwe Heuer, MdB/ 
PDS: „Ich sehe darin nicht nur ein poli­
tisches Armutszeugnis. Hier geht es 
auch darum, daß im 50. Jahr der Befrei­
ung vom Nazifaschismus eine Methode 
als Regierungspolitik wiederkehrt, die 
schon mehr als einmal eine verhängnis­
volle Rolle bei der Verharmlosung pro­
nazistischer Tendenzen gespielt hat: die 
Methode, nichts sehen und nichts hören 
wollen.“— (u.b.)
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PDS-Mittelstandspolitik in Ostdeutschland
Gespräch mit Helmuth Markow, wirtschaftspolitischer Sprecher der PDS im Landtag Brandenburg

Q Helmuth, Du widmest Dich jetzt vor allem 
der Entwicklung einer Politik für den Mittel­
stand in Berlin und Brandenburg. Was hat 
die PDS dazu bewogen, sich dieses Themas 
anzunehmen?

Dafür gibt es einen einfachen Grund: 
Die PDS in Brandenburg hat schon 
frühzeitig eine „Politik für den Mittel­
stand“ als Bestandteil der Wirtschafts- 

. und Sozialpolitik der PDS in Branden­
burg betrieben, weil die Förderung und 
Entwicklung dieses Sektors immer 
mehr zu einem Schlüssel für die Gestal­
tung der Wirtschafts- und Sozialbezie­
hungen des Landes Brandenburg wird. 
Nun haben wir im Oktober 1994 gemein­
sam mit Berliner Vertretern der PDS 
den „Offenen Wirt Schafts verband von 
klein- und mittelständischen Unterneh­
mern, Freiberuflern und Selbständigen 
in Berlin und Brandenburg e.V.“ 
(OWUS) gegründet. Zum Präsidenten 
des Verbandes wurde Christa Luft, 
PDS/ MdB, auf der ersten Vollver­
sammlung des Verbandes in Februar 
1995 gewählt. Im Verband sind bisher 
etwa 100 Mitglieder aus Berlin (Ost und 
West) und Brandenburg eingeschrieben. 
Der Verband wird Interessierten Bera­
tungsleistungen und Ratschläge bei der 
Gründung von kleinen und mittleren 
Unternehmen zur Verfügung stellen, 
Stammtische und Gesprächsrunden mit 
Vertretern von Ministerien, Banken 
und Unternehmern der alten Bundes­
länder durchführen, Erfahrungen ver­
mitteln und Hilfe bei der Gründung und 
Führung klein- und mittelständischer 
Unternehmen gewähren.

□ Allem Anschein nach versteht Ihr unter „Mit­
telstand“ In Ostdeutschland/Brandenburg 
etwas anderes als In den alten Bundeslän­
dern. Was Ist „Mittelstand“ in Brandenburg?

Das ist richtig. Im Unterschied zu den 
alten Bundesländern, in denen mittel­
ständische Unternehmen bis zu 1000 
Arbeiter und Angestellten mit einem 
Umsatz bis zu 250 Millionen DM umfas­
sen, sind ostdeutsche Unternehmen Be­
triebe mit ein bis zehn Personen, im 
Höchstfall 20-30. Ostdeutsche klein- 
und mittelständische Unternehmen 
sind entstanden als Ausgründungen aus 
ehemals staatlichen Betrieben und als 
individuelle Neugründungen, deren 
Mitarbeiter diese aus der Notwendig­
keit heraus, Arbeitsplätze zu erhalten 
und sich eine Lebensgrundlage zu si­
chern, aufbauten. Gründung und Ent­
wicklung solcher Unternehmen erfolg­
ten aus einer Interessenlage heraus, die 
von vornherein mit einer schwierigen 
Ausgangssituation verbunden war. In 
vielen Fällen gab es für den einzelnen 
keine andere Alternative.

Klein- und mittelständische Unter­
nehmen leben von drei Säulen:
— den Aufträgen und der Zusammenar­
beit mit in der Region vorhandenen 
Großbetrieben,
— dem privaten Konsum der Bevölke- 

• rung des Gebietes und
— öffentlichen Aufträgen, d.h. Aufträ­
gen, die die öffentliche Hand vergibt.

Nun sind fast alle Großbetriebe (bis 
auf einige „Leuchttürme“) in Branden­
burg eingegangen, der private Konsum 
wird mit „Importen“ zum großen Teil 
aus den alten Bundesländern abgedeckt 
und Bund und Länder vergeben Gene­
ralaufträge, bes. an westdeutsche Un­
ternehmen, mit großen Losgrößen, so 
daß für klein- und mittelständische Un­
ternehmen wenig übrigbleibt.

» Ein zweites Problem besteht darin, 

daß der „Unternehmer“ drei Dinge 
gleichzeitig machen muß: Er muß neue 
Produkte entwickeln, um seine Markt­
lücke zu finden; er muß Investitionen 
tätigen; und schließlich muß er den 
Markt bearbeiten, sich ihn „erobern“, 
und das gegen etablierte Wirtschafts­
strukturen in Industrie, Landwirt­
schaft und Dienstleistungsbereich.

Der „Unternehmer“ in Ostdeutsch­
land verfügt aber kaum über eigenes 
Kapital, hat auch kein eigentliches 
„Produktionseigentum“, hat Probleme 
mit den Banken, wenn es um Kredite 
geht, und kämpft beständig um die Li­
quidität seines Betriebes. So ist es nicht 
verwunderlich, wenn die Abmeldung 
von Unternehmen höher ist als die An­
zahl der Anmeldungen. Insolvenzen 
gibt es jetzt sehr häufig im Baugewerbe 
und im Gaststättenbereich. Es gibt we­
nig produzierendes Gewerbe. Es kon­
zentriert sich viel im Dienstleistungsbe­
reich.

Viele Unternehmen leben von 
Kleinst- und Kleinaufträgen, um ihre 
Liquidität zu erhalten. Zwischenfinan­
zierungen sind schwer zu erhalten. Die 
Banken fördern kaum, aber sie fordern 
z.B. dingliche Sicherheiten, die oftmals 
nicht vorhanden sind.

Karikatur: Harald Kretzschmar

Die PDS hat diese Entwicklung recht­
zeitig erkannt und im Brandenburger 
Landtag ein Existenzsicherungspro­
gramm eingebracht, das auch angenom­
men wurde.

□ Was sind nun die Aufgaben Eures neuge­
gründeten Verbandes? Was wollt Ihr poli­
tisch erreichen?

Es ist doch so, daß die regionalen Wirt­
schaftskreisläufe gestört sind und die 
endogenen Potentiale der Region nicht 
genutzt werden, brach liegen, ja, fast 
gänzlich zerstört sind.

Im Unterschied zu herkömmlich be­
kannten Untemehmerverbänden, die 
sektoriell strukturiert sind, umfaßt die 
OWUS alle Bereiche, und wir stellen po­
litische Forderungen. Wir fordern vor 
allem Gleichberechtigung für die ent­
standenen Unternehmen.

Unsere Forderungen sind substan­
tiell und zielen auf:
— die Veränderung der Fördermittello­
gik und -vergäbe;
— eine Konzentration der Fördermittel 
auf bestimmte Objekte und Unterneh­
mungen;
— Produktentwicklungsförderung und 
Markthilfe.

Es kommt uns z.B. darauf an, daß das 
Ministerium für Tbchnologie nicht nur 
eigene Projekte fördert, sondern daß 
dieses Ministerium seine Mittel, sagen 
wir, mit denen des Ministeriums für 
Landwirtschaft zusammentut und Mit­
tel auch im ländlichen Raum einsetzt. 
Jetzt ist das Fördermittelinstrumenta­
rium so kompliziert gestaltet, daß der 
einzelne sich kaum durchfindet und 
äuch nicht in der Lage ist, alle Möglich­
keiten auszuschöpfen. Der Beantra­
gungsmechanismus ist äußerst vielfäl­
tig und unübersichtlich. Das muß geän­
dert werden.

Geändert werden muß auch die sog. 
Losgröße. (Das ist der Umfang des zu 
vergebenden Auftrages und seine finan­
zielle Größe). Wir sind dafür, daß diese 
Losgrößen bei öffentlichen Aufträgen 
verkleinert und auf mehr Bereiche auf­
gesplittet werden. Ihre Vergabe sollte 
durch eine öffentliche Auftragsstelle 
durchgeführt werden. Die PDS erhebt 
Einspruch gegen die bisher geübte Pra­
xis der Auftragsvergabe, die wenig öf­
fentlich erfolgte.

Wir erheben auch die Forderung, die 
Gewerbemieten nur sukzessive, d.h. 
langsam zu steigern. Dies richtet sich 
vor allem an die Kommunen. Viele

Kommunen lebten in Erwartung großer 
Investitionen von außen und richteten 
gewaltige Gewerbeflächen ein. Die In­
vestoren blieben im wesentlichen aus. 
Jetzt müssen diese Flächen den einhei­
mischen Unternehmen, auch unter Be­
achtung ökonomisch verträglicher Mie­
ten, zugänglich gemacht werden.

Eine weitere Forderung besteht im 
Abbau der Schere zwischen Nettopro­
fitrate und Zinsfuß (hohe Zinsen). Ge­
genwärtig ist eine Kapitalbildung nicht 
oder kaum möglich. Dadurch bleiben 
Investitionen aus. Es sollen keine Sub­
ventionen gezahlt werden, aber es sind 
solche Regulierungen notwendig, die 
den Unternehmen Luft geben und ihnen 
gestatten, eigene Investitionen zu täti­
gen. Staatliche Investitionen werden 
gegenwärtig vor allem in Großbetrie­
bengetätigt.

Ein Beispiel für sinnvolles Vorgehen 
stellt das Kunstseidenwerk Premnitz 
dar. Dort, wo lange Zeit nichts geschah, 
hat sich jetzt ein Schweizer Bankenkon­
sortium gebildet, das dem Betrieb über­
nommen und wieder in Gang gesetzt 
hat. Das hilft vor allem auch den umlie­
genden kleinen und mittleren Unter­
nehmen, wenn regionale Kreisläufe 
wieder in Gang kommen.

B Was wollt Ihr als unmittelbare Ergebnisse für 
die Wirtschaftsentwicklung in Brandenburg 
erreichen?

Ausgangspunkt für uns sind neben 
einer notwendigen Bedürfnisbefriedi­
gung der Bevölkerung und der Wirt­
schaft vor allem arbeitsmarkt- und regi­
onalpolitische Aspekte. Vor dem Hin­
tergrund eines massiven Arbeitsplatz­
abbaus, nicht nur in Ostdeutschland, 
wollen wir eine arbeitsmarktbezogene 
Umorientierung der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik erreichen.

Dazu zählen wir: Absatzförderung 
durch Neu- und Umgestaltung des öf-
fentlichen Auftragswesens, Existenz­
sicherung bestehender Unternehmen, 
Vernetzung von Wirtschafts- und Ar­
beitsmarktpolitik, Ausbau des Bürg­
schaftsprogramms für mittelständische 
Unternehmen, mehr Kompetenz für re­
gionale Akteure durch pauschalierte 
Zuwendungen für Kommunen zur Inve- 
stitionsförderung, Neubestimmung der 
Kreditvergabe durch Banken, Nutzung 
des Innovationspotentials des Mittel­
standes für neue Produkte usw.

Wir streben an, die Lage der mittel­
ständischen Unternehmen zu erleich­
tern und durch politische Aktivitäten 
zu erreichen, daß sie nicht immer ge­
zwungen sind, einen Spagat zwischen 
Investition oder Auftragsrealisierung 
auszuführen. Das bedeutet aber vor al­
lem Schaffung neuer Arbeitsplätze und 
Wiederherstellung der ' regionalen 
Strukturen und Kreisläufe.

„Unternehmer“ in Ostdeutschland 
sind oftmals alle Beschäftigten eines 
Betriebes. Viele Arbeitskollektive ha­
ben Betriebe gegründet, in denen der 
einzelne selbst Gesellschafter ist. Mit­
telstand in Ostdeutschland ist eine be­
sondere Form des Unternehmens. Dem­
zufolge existieren in den Unternehmen 
demokratische Strukturen und es gibt 
gleiches Stimmrecht.

Die PDS ist in diesem Sinne auch In­
teressenvertreter des Mittelstandes, 
weil sie soziale Interessen artikuliert 
und soziale Ziele vertritt. In der OWUS 
ist ein breites Spektrum unterschiedli­
cher Untemehmensarten vertreten. Wir 
haben Industrie-, Dienstleistungs- und 
landwirtschaftliche Betriebe, aber auch 
Umweltfirmen, Finanzmakler, Hand­
werker u. a. vereinigt.

Die PDS fördert aktiv Zusammen­
schlüsse im mittelständischen Bereich, 
die den besonderen Interessenlagen in 
Brandenburg entsprechen. Sie ergeben 
sich aus den Besonderheiten der Ent­
wicklung in den neuen Bundesländern, 
entsprechen aber gleichzeitig struktu­
rellen Umbrüchen in Gesamtdeutsch­
land.

Wir bedanken uns für das Interview und 
wünschen Euch viel Erfolg.

Das Gespräch mit Helmuth Markow 
führte die Ostredaktion.
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Oer Rechtsstaat in Aktion ?
Klaus Eichner zu dem bevorstehenden Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 
Rechtmäßigkeit der Strafverfolgung von Markus Wolff und anderen wegen „Spionage“

Seit Anfang Februar 1995 tauchen 
immer wieder einmal Pressemel­
dungen auf, daß das Bundesver­
fassungsgericht in Karlsruhe in Kürze 

— evt. im April dieses Jahres — eine 
Entscheidung über die Rechtmäßigkeit 
oder Unrechtmäßigkeit der Straf Ver­
folgung von Spionagehandlungen der 
Auslandsnachrichtendienste der DDR 
treffen wird.

Seit 1990 werden von der Generalbun­
desanwaltschaft in wachsender Zahl 
inoffizielle und hauptamtliche Mitar­
beiter des Ministeriums für Staatssi­
cherheit und der Verwaltung Aufklä­
rung der NVA der DDR angeklagt und 
von Gerichten der BRD verurteilt.

An der Intensität der Anklagepraxis 
des Generalbundesanwaltes und der 
Verfolgungspraxis einiger OLG hat sich 
auch nichts geändert, nachdem das 
Kammergericht Berlin bereits im Juli 
1991 (im Zusammenhang mit der Ableh­
nung der Eröffnung der Hauptverhand­
lung gegen den letzten Leiter der HVA, 
Werner Großmann, und einige seiner 
Mitarbeiter) und nachfolgend nochmals 
im August 1993 (betreffend die Anklage 
gegen den letzten Leiter der Spionage­
abwehr der DDR, Günter Kratsch, und 
weitere Mitarbeiter) einen „Vorlagebe­
schluß“ an das Bundesverfassungsge­
richt verabschiedet hatte. Bis jetzt er­
folgten noch keine Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgericht; jedoch die 
Prozesse gehen weiter, und insbesonde­
re der Bundesgerichtshof setzte bisher 
in Revisionsentscheidungen deutliche 
Signale zur Fortführung der Strafver­
folgung.

Nach Angaben von Generalbundesan­
walt Kay Nehm hat die Bundesanwalt­
schaft seit'1990 insgesamt 6347 Verfah­
ren wegen Spionage bearbeitet. In 73 
Fällen wurde Anklage erhoben; viele 
Fälle wurden an die Landes jus tizbehör- 
den abgegeben. Derzeit sind noch 1231 
Verfahren wegen Spionageverdacht 
anhängig.

Es ist nicht ersichtlich, auf welcher 
Grundlage die Generalbundesanwalt­
schaft diese Zahlenangaben erarbeitet 
hat. Eine gewiß nicht vollständige Er­
fassung von Meldungen aus den Medien 
ergibt z. B., daß zwischen 1991 und Janu­
ar 1995 mindestens 78 Prozesse gegen 
mehr als 100 Bürger der alten BRD 
durchgeführt wurden. Dabei erhielten 
mindestens 24 der Angeklagten Frei­
heitsstrafen von mehr als fünf Jahren. 
In diesen und weiteren Prozessen kam 
es außerdem zu Verurteilungen von 
mehr als 18 hauptamtlichen oder inoffi­
ziellen Mitarbeitern der Auslandsauf­
klärung der DDR. Allein diese unvoll­
ständigen Angaben widerlegen die in 
der aktuellen Debatte zu Fragen eines 
Schlußgesetzes oder einer Amnestie oft­
mals vorgebrachten Argumente, daß 
die Strafverfolgung doch sehr milde sei 
und nur wenige Personen betreffe.

Es sei in diesem Zusammenhang da­
rauf verwiesen, daß die genannten 
mehr als 6000 Ermittlungsverfahren 
bedeuten, daß über 6000 Beschuldigte 
mit Vernehmungen, Hausdurchsuchun­
gen und anderen Untersuchungshand­
lungen drangsaliert werden, daß in 
nicht wenigen Fällen Untersuchungs­
haft angeordnet wird, daß z.T. recht 
umfangreiche Zeugenvernehmungen 
stattfinden, Zeugen, die ihr gesetzliches 
Recht der Aussageverweigerung wahr­
nehmen, mit Beugehaft bedroht bzw. 
dazu verurteilt werden — alles prozes­

suale Eingriffe in die persönliche Sphä­
re von Bürgern, oft auch verbunden mit 
arbeitsrechtlichen Konsequenzen. So­
weit einige Gedanken zur „Milde“ der 
Strafverfolgung.

Worum geht es bei der anstehenden 
Entscheidung des Bundesverfassungs­
gericht?

Der Vorlagebeschluß des Kammerge­
richts Berlin formuliert Zweifel an der 
Berechtigung der Strafverfolgung von 
Mitarbeitern der Auslandsnachrichten­
dienste der DDR aus völkerrechtlichen 
und verfassungsrechtlichen Erwägun­
gen Und fordert nun bereits seit 1991 
eine Entscheidung des Bundesverfas­
sungsgerichts.

„Im Spionagefall wir gegen uns ergeht folgendes Urteil:...“

Ein völkerrechtliches Argument be­
zieht sich z.B. auf die Haager Land­
kriegsordnung von 1907. Darin ist fest­
gelegt, daß ein Spion, der nach dem Ein­
satz im gegnerischen Gebiet zu seinem 
Heer zurückgekehrt war, danach für 
seine Spionagehandlungen nicht mehr 
bestraft werden darf. Es ist ganz ein­
fach nicht einzusehen, daß Regelungen, 
die für die Beendigung eines heißen 
Krieges gelten, nicht auch auf die Been­
digung eines kalten Krieges angewandt 
werden sollen. Der BGH hat jedoch 
schon mehrfach lakonisch erklärt, daß 
die Haager Landkriegsordnung als 
„kriegsvölkerrecht“ zu betrachten sei 
und deshalb im Frieden keine Gültig­
keitbesitze.

Eine verfassungsrechtliche Argumen­
tation betrifft die Verletzung des 
Gleichheitsgrundsatzes nach Artikel 3 
Grundgesetz. Auch hier muß man schon 
mit Siegermentalität urteilen, wenn die 
Mitarbeiter des BND und ihre Agenten 
nicht nur nicht verfolgt, sondern hoch 
geehrt werden. Für die Mitarbeiter der 
Auslandsaufklärung der DDR hat man 
jedoch im Einigungsvertrag eine straf­
rechtliche Sonderregelung geschaffen 
(Art. 315 Abs. 4 Einführungsgesetz zum 

StGB), die es formal juristisch erlaubt, 
alle Aktivitäten der Auslandsaufklä­
rung der DDR der Strafverfolgung zu 
unterziehen. In der politischen Argu­
mentation wird dazu erklärt, daß der 
Bundesnachrichtendienst für eine „De­
mokratie“ und nur defensiv tätig gewe­
sen sei, während die Hauptverwaltung 
A der DDR einer „Diktatur“ gedient 
und aggressive Ziele verfolgt habe. Auf 
die Widersinnigkeit dieser Argumente 
kann hier nicht näher eingegangen wer­
den. 1

Soviel sollte jedoch gesagt werden: 
Nachrichtendienstliche Arbeit unter 
Verletzung von Menschenrechten hat es 
in der HVA nicht gegeben. Dagegen war 

und ist die Tätigkeit der Geheimdienste 
führender westlicher Staaten durch 
Unterstützung von Staatsstreichen, 
Ermordung von Repräsentanten ande­
rer Staaten (durch die CIA), durch mas­
sive „partnerschaftliche“ Unterstüt­
zung terroristischer Regimes (z. B. beim 
BND), durch Ermordung politischer 
Gegner (wie beim israelischen MOS­
SAD) oder durch Sprengstoffanschläge 
gegen Demonstrationen zum Schutz der 
Umwelt (wie der französische Geheim­
dienst im Sommer 1985 beim Attentat 
auf das Greenpeace-Schiff „Rainbow 
Warrior“) gekennzeichnet.

Ein weiteres Feld der politischen und 
juristischen Auseinandersetzungen zu 
diesem Thema ist die Frage, ob die DDR 
durch den Beitritt zur BRD den Mitar­
beitern ihrer Auslandsnachrichtendien­
ste den „Vertrauensschutz“ entzogen 
habe odei^dieser gar auf die Bundesre­
publik übergegangen ist. In mindestens 
zwei „Pilotprozessen“ (im Wolf-Prozeß 
in Düsseldorf und beim Revisionsver­
fahren gegen Harry Schütt in München) 
hatte die Verteidigung beantragt, als 
Zeugen die Chefunterhändler des Eini­
gungsvertrages Wolfgang Schäuble und 
Lothar de Maiziere zu vernehmen. Bei-

de waren bereit und in der Lage zu be­
zeugen, daß eine Straffreistellung der 
Auslandsaufklärung der DDR Gegen­
stand der Verhandlungen zum Eini­
gungsvertrag war und nur aus takti­
schen Momenten, bezogen auf eine mög­
lichst konfliktfreie Zustimmung der 
SPD, nicht in den Vertrag aufgenom­
men worden war. Die Bundesregierung 
hatte sich aber bereit erklärt, sehr 
schnell ein Straffreistellungsgesetz in 
den Bundestag einzubringen. Das ist im 
September 1990 geschehen, wurde je­
doch von der SPD durch die Abstempe­
lung als generelle „Stasi-Amnestie“ 
ganz schnell zu Fall gebracht. Es ist be­
zeichnend, daß entgegen den grundle-

, Aus: Stuttgarter Zeitung 26.9.92

genden rechts­
staatlichen Prin-.- 
zipien einer um­
fassenden Be­
weiswürdigung 
beide Gerichte es 
abgelehnt haben, 
überhaupt diese 
Zeugen anzuhö­
ren.

Im Augenblick 
ist wohl niemand 
in der Lage, eine 
Prognose aufzu­
stellen, wie die 
Position des 
zweiten Senats 
des Bundesver­
fassungsgerichts 
in diesen Fragen 
aussehen wird. 
Es würde auch 
dem internatio­
nalen Ansehen' 
der Bundesrepu­
blik dienlich 
sein, wenn in 
Karlsruhe eine 
der historisch 
einmaligen Si­
tuation der Wie­
derherstellung 
der staatlichen 
Einheit Deutsch­
lands adäquate 
Entscheidung fal­
len würde.

Wenn diese 
Entscheidung dem Rechtsfrieden die­
nen soll, dann muß sie auch Aussagen 
über die Straffreistellung der inoffiziel­
len Mitarbeiter der Auslandsaufklä­
rung der DDR, d. h. der Bürger der alten 
BRD,-’ die die DDR unterstützt haben, 
enthalten. Eine Freistellung der Haupt­
amtlichen und eine gnadenlose Verfol- " 
gung der „Ehrenamtlichen“ wäre aus 
vielerlei Gründen abzulehnen. Nicht zu­
letzt könnte das Bundesverfassungsge­
richt mit seiner Entscheidung Signale 
setzen, die die gegenwärtigen Diskus­
sionen über ein Schlußgesetz nicht un­
wesentlich beeinflussen würden. /

Klaus Eichner ist erster Sprecher des 
„Insiderkomitees zur Aufarbeitung der 
Geschichte des MfS e. V.“ in Berlin.

(1) Zu diesem Thema äußerten sich im 
Mai 1994 in einem Streitgespräch ehe­
mals führende Vertreter der HVA und 
der BRD-Geheimdienste, dokumentiert * 
in „Duell im Dunkeln — Spionage und 
Gegenspionage im geteilten Deutsch­
land'1; zu beziehen über: „Insiderkomi­
tee zurAufarbeitung der Geschichte des 
MfS e.V“, Postfach 3, 13017 Berlin; 
Schutzgebühr 5 DM plus Versandkosten .
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PDS: Protest gegen Mietsteigerung im Osten
Aktionswoche der Berliner PDS vom 13. bis 18. März mit zahlreichen Protestaktionen

Dor 4. Bündesparteitag der PDS be­
schloß, in den einzelnen Landes­
verbänden mit einermietenpoliti­
schen Offensive gegen die unsoziale 

Einführung der Vergleichsmiete in Ost­
deutschland vorzugehen. Dabei wird 
nicht schlechthin gegen Mieterhöhung 
protestiert, sondern gegen die Absicht 
der übereilten Einführung des neuen 
Mietensystems zum 1. Juli 1995. Die ab­
sehbaren Belastungen werden von der 
PDS als im Widerspruch zum Eini­
gungsvertrag stehend gesehen.

Die vorgesehenen Mieterhöhungen 
werden alle bisherigen Erhöhungen bei 
weitem übertreffen. Die beabsichtigte 
Übergangszeit von nur zwei Jahren 
steht in keinem Verhältnis zu den 34 
Jahren, die in den alten Bundesländern 
dafür gebraucht wurden. In Berlin ver­
lieren auf Grund des Einigungsvertra­
ges die 406000 Wohnungen der städti- 

. 7chen Wohnungsbaugenossenschaften 
im Ostteil der Stadt am 31.12.95 ihre 
Belegungsbindung. Nur für 182000 da­
von will der SPD-Bausenator Nagel 
durch einen entsprechenden Gesetzent­
wurf, der im Sommer . verabschiedet 
werden soll, den Sozialwohnungsstatus 
erreichen. Die Zahl der Haushalte, die 
auf Grund ihres Einkommens zum Be­
zug einer solchen Wohnung berechtigt 
wäre, ist aber weitaus größer. Im Osten 
sind es nach Bausenator Nagel immer­
hin 70 % der Mieter.

Die Bundesregierung hat nun mehr­
fach ihren Willen bekundet, in den ost­
deutschen Bundesländern am 1.7.95 die 
sogenannte Vergleichsmiete flächen­
deckend einzuführen. Sie hat aber of­
fenbar versäumt,'vorher ihre Schulauf­
gaben zu machen. Bis heute liegt kein 
handhabbares und sozial verträgliches 
Konzept vor.. Der vorliegende Gesetz­
entwurf soll die Möglichkeit eröffnen, 
die Mieten im Juli um durchschnittlich 
20 % anzuheben, weitere 3 DM pro Qua­
dratmeter in Folge auf die Miete umzu­
legen und die vollen Betriebskosten den 
Mietern in Rechnung zu stellen. Dieses 
Mietenüberleitungsgesetz soll auf nur 
zwei Jahre begrenzt sein. Regelungen 
zur Kappung von Mietsteigerungen bei 
Neuvermietung sind nicht vorgesehen. 
Genausowenig ist bisher erkennbar, 
daß eine zeitgleiche Anpassung des 
Wohngeldes an die steigenden Wohnko­
stenbelastung erfolgen wird. Während 
die Mieten in Ostdeutschland um 626 % 
angestiegen sind, stieg das Nettoein­
kommen nur um 82%. Dies ist ein ein­
deutiger Verstoß gegen den Einigungs­
vertrag. Allein in Berlin leben heute 
schon 22 000 Obdachlose.

Die von der Opposition und den Mie­
terorganisationen geäußerten Beden- 

r "ken und Proteste gegen den überstürz­
ten Übergang in das Vergleichsmieten­
system sind vom Regierungskabinett 
bisher ignoriert worden. Stattdessen 
drängt die Regierungskoalition auf 
Tempo, um jegliche Einspruchmöglich­
keiten gegen den Gesetzentwurf zu 
blockieren und die Mieter für den Kapi- 
taldierist der Altschuldenhilfe zur Kas­
se zu bitten. So ist z.B. die zweimonati­
ge Ankündigungsfrist der Vermieter 
vor Mieterhöhungen — im Widerspruch 
zum bundesdeutschen Recht — auf vier 
Wochen verkürzt worden. Noch müssen 
allerdings der Bundestag und der Bun­
desrat dieser Regelung zustimmen. 
Tritt das Gesetz aber in Kraft, so sind 
auf Jahre hinaus die Pflöcke eingeschla­
gen.

Die PDS hält es für. unerläßlich, das 
Vergleichsmietensystem an die zeitglei­
che Erarbeitung und Einführung einer 

« jährlich zu dynamisierende Wohngeld-

Protestaktion von Mitgliedern der PDS-Hellersdorf am 14. März vordem Rathaus in Hellersdorf gegen die Mietenpolitik von Senat 
und Bundesregierung. Bürgermeister und Bezirksräte stellten sich mehrheitlich hinter die Forderungen der PDS-Mitglieder. 
Bilddokument aus: „Neues Deutschland“, 15. März 1995

regelung zu binden, die maximale Stei­
gerungsrate der Nettokaltmiete auf 
jährlich 3,3 % festzulegen, die Modemi- 
sierungskosten auf 1,50 DM/qm inner­
halb von drei Jahren zu begrenzen, ge­
setzliche Möglichkeiten des gegenseiti­
gen Eintritts in die Mietverträge bei 
Wohnungstausch und die Einführung 
einer Kappungsgrenze von' 10% bei 
Mietsteigerungen bei Neuvermietung 
zu gewährleisten. Weiter fordert sie, die 
Privatisierungsauflagen aus dem Alt­
schuldenhilfegesetz ersatzlos zu strei­
chen und die sogenannten Altschulden 
in zinslose Darlehen umzuwandeln.

Der Berliner Landesverband der PDS 
führte in der Woche vom 13. bis 18. März 
1995 seine Aktionswoche durch. Der Be­
zirksvorstand Berlin-Hellersdorf for­
derte in Briefen an den SPD-Kreisver­
band und die Fraktionen von Bündnis 
90 / Die Grünen und die Bürgerliste die­
se auf, sich an gemeinsamen Aktionen 
zu beteiligen. Aus Sicht unseres Be­
zirksvorstandes machen die Pläne der 
Bundesregierung ein parteiübergrei­
fendes Handeln notwendig. Die ange­
schriebenen Parteien äußerten sich lei­
der nicht zu den übergebenen Schrei­
ben.

Im von 130000 Menschen bewohnten 
Stadtbezirk Hellersdorf werden jähr­
lich ca. 3000 Kündigungen wegen Miet­
schulden und 250 Räumungen vollzo­
gen. Die Zahl der Sozialhilfeempfänger 
ist inzwischen auf immerhin 3573 Per­
sonen angestiegen. Im Bezirk soll durch 
die Wohnungsbaugesellschaft allein zur 
Tilgung des Kapitaldienstes eine Umla­
ge von 2,25 DM pro Quadratmeter 
Wohnfläche erfolgen. Besonders Sozial­
hilfeempfänger, Alleinerziehende, 
Rentner und Arbeitslose drehen durch 
das „sozialeNetz“ zu fallen.

Um den Widerstand gegen diese Poli­
tik zu untersetzen, besetzte die PDS 
Berlin-Hellersdorf am 14. März nach 
einer Mahnwache am Rathaus eine Be­
zirksamtsitzung und übergab dem Bür­
germeister des Stadtbezirkes einen For­
derungskatalog, wie er sich gegenüber 

dem Senat von Berlin verhalten sollte. 
Das Bezirksamt, dem drei Vertreter der 
SPD, der PDS und ein Vertreter der 
CDU angehören, nahm die Forderungen 
entgegen und versicherte den Beset­
zern, daß sie sich dafür gegenüber dem 
Senat einsetzen wollen.

Die PDS ist sich dessen bewußt, daß 
die Gewährleistung des Menschen­
rechts auf Wohnung bedeutend mehr 
umfaßt, als zur Zeit von ihr eingefor­
dert wird. Gemeint sind Maßnahmen

Dr. Wolfgang Harich gestorben
Berlin. Am 16. März 1995 verstarb in 
Berlin der Philosoph Wolfgang Ha­
rich. Harich wurde bekannt, als er 
1956 nach dem XX. Parteitag der 
KPdSU, den er als befreiende Zäsur 
verstanden hatte, mit einer Plattform 
an die Öffentlichkeit trat, in der er für 
eine radikale Demokratisierung der 
DDR eintrat. Harich war zu diesem 
Zeitpunkt (von 1954-1956) Cheflektor 
im Aufbau-Verlag Berlin. Er wurde 
verhaftet und das Oberste Gericht der 
DDR verurteilte Harich 1957 „wegen 
Bildung einer konspirativen staats­
feindlichen Gruppe“ zu zehn Jahren 
Zuchthaus, von denen er acht Jahre in 
Bautzen verbüßte.

Nach seiner Entlassung widmete 
sich Dr. Harich der Forschung über 
Jean Paul, arbeitete an der Ludwig- 
Feuerbach-Ausgabe des Akademie 
Verlages mit und wurde auch in der 
BRD durch eine Kampfschrift, eine 
Abrechnung mit dem alten und neuen 
Anarchismus, bekannt.

Harich begrüßte das Zustandekom­
men der deutschen Einheit und kriti­
sierte entsetzt die Art und Weise ihrer 
Realisierung. Im Oktober 1992 wurde 
Dr. Harich zum Vorsitzenden der Al­
ternativen Enquetekommission ge­
wählt, in der er sich bemühte, die in 
Deutschland entfachte Geschichtsde­
batte zu versachlichen. Er wandte sich 

zur Bekämpfung der Obdachlosigkeit, 
die Neukonzipierung der Wohnungs- 
bauförderung, das Bodenrechtes, des 
Steuerrechtes und des ökologischen 
Städtebaus. Als vordringlich sehen wir 
jedoch an, gegen die Einführung des 
Vergleichsmietensystems gemeinsam 
mit den Mieterverbänden und allen an­
deren linken Kräfte Ostdeutschlands zu 
protestieren und eine Änderung des Re­
gierungsvorhabens zu erreichen. 
- (KJD)

Wolfgang Harich in den 70er Jahren

gegen die hysterische „Aufarbeitung“ 
der Geschichte der DDR und strebte 
eine sozialhistorische Debatte an, um 
zur „Aussöhnung der Deutschen“ bei­
zutragen, wie er es nannte.

Mit Harich geht ein rastloser Geist, 
ein Suchender und Querdenker, der so 
überhaupt kein Opportunist war, der 
sich als Kommunist verstand und für 
ein demokratisches Deutschland ein­
trat. Sein letzter Antrag, entspre­
chend dem SED-Unrechtsbereini­
gungsgesetz eine Entschädigung zu 
erhalten, wurde von den Behörden ab­
gelehnt, weil die Prozeßunterlagen 
von 1957 nicht ausreichten. Um weiter 
zu kämpfen, fehlte ihm die Kraft. 
— (abe)



Diskussion,

PDS-Erneuerung auf dem Prüfstand
Der im folgenden abgedruckte Dis­

kussionsbeitrag erschien bereits 
in der vom PDS-Parteivorstand 
herausgegebenen Zeitschrift „Disput“ 

Nr. 5/95. Wir drucken ihn hier mit 
freundlicher Genehmigung des Autors 
ab. In der nächsten Ausgabe wird Wolf­
gang Gehrke, einer der stellvertreten­
den Parteivorsitzenden der PDS, auf 
die Kritik antworten. — (rül)

I.
Als demokratischer Sozialist habe ich 
seit Ende 1981 in Westdeutschland mit 
anderen versucht, eine Partei ähnlich 
der PDS aufzubauen. Wir hießen Demo­
kratische Sozialisten, hatten ein Statut, 
welches dem der PDS nahekam, und 
wollten programmatisch zu einer Kraft 
„jenseits von Sozialdemokratie und 
Staatssozialismus“ heranwachsen.

Wie jede Parteigründung unabhängi­
ger Sozialistinnen seit 1945 im Westen, 
so ist auch dieses Anliegen relativ 
schnell gescheitert. Als die SPD Ende 
1982 in Bonn in die Opposition ge­
schickt wurde, versickerte der Zustrom 
von dort, der die Gründung zunächst 
ermöglicht hatte. Andere linke Strö­
mungen, etwa die DKP, wollten zu die­
sem Zeitpunkt keine Erneuerung und 
zogen nicht mit. Fast zehn Jahre bestan­
den wir als eine ständig kleiner werden­
de Kraft, die ihren Anspruch, Binde­
glied zwischen unterschiedlichen lin­
ken Strömungen zu sein, jedoch nie auf­
gab, und ihn mit wechselndem Erfolg in 
örtliche Bündnisse und bundesweite 
Aktionen und Kampagnen einbrachte.

Nach der Wende in der DDR war ich 
einer derjenigen, der nun endgültig die 
Existenzberechtigung einer solchen 
Partei für erloschen hielt, die Selbstauf- 
lösung anstrengte und versuchte, mög­
lichst viele unserer Genossinnen und 
Genossen für einen Übergang in die 
PDS zu gewinnen. Meist scheiterte dies 
aufgrund der in langen Jahren gewach­
senen Skepsis gegenüber allem, was aus 
der Richtung SED und DKP kam. Dies 
drückte sich vor allem in weitreichen­
den Bedenken aus, inwieweit die sog. 
„Erneuerer“ sich wirklich erneuert hät­
ten.

Sozialistische Erneuerung umfaßt, 
das wissen wir alle, nicht bloß einen 
Austausch der Ziele und der Begriffe: 
Menschheit statt Klasse, Hegemonie in 
der Zivilgesellschaft statt Eroberung 
der politischen Macht. Sie umfaßt eben­
so eine Veränderung der politischen 
Methode: offene, in sich vielfältige, den 
Pluralismus fortschrittlicher Stand­
punkte aushaltende Prozesse des ge­
meinsamen Streitens und Lernens statt 
zentralistischer Verordnung der Ziele 
und Wege. Ist die PDS mit dem vierten 
Parteitag an dieser Frage gescheitert? 
Steht der zweite Schritt weg vom Leni­
nismus: die Ausdehnung des Demokra­
tiebegriffs auf die inneren Verfahren, 
noch aus?

II.
Der Parteitag war mit der Einladung 
deklariert als ein Parteitag der Jugend 
und des Westens. Der Parteivorstand 
mißachtete dies und machte aus ihm 
einen Parteitag der Stalinismus-Debat- 
te und der Relativierung des Opposi­
tionsverständnisses. War schon allein 
dies enttäuschend (auch wenn manche 
der Inhalte sicher richtig sind), so setzte 
das niedrige Niveau der politischen 
Kultur noch einen drauf.

In unser Parteiprogramm schrieben 
wir vor genau zwei Jahren, am 31.1. 
1993, was die PDS will: „eine neue in­
nerparteiliche Kultur entwickeln, in 

der Toleranz gegenüber Andersdenken­
den ..., die Gleichstellung aller Mit­
glieder sowie Solidarität, Transparenz, 
Ehrlichkeit und Vielfalt selbstver­
ständlich sind.“ Sechs Punkte also, an 
denen sich der heutige Umgang inner­
halb der PDS prüfen läßt.

Stichwort: Toleranz gegenüber 
Andersdenkenden
Die Parteiführung strengte eine Ab­
grenzung von der Kommunistischen 
Plattform an, indem sie sich nicht nur 
von Sahra Wagenknecht als Person mit 
zu bekämpfenden Positionen abgrenzte 
und mit Rücktritten drohte, sondern in 
ihren zentralen Leitantrag sogar die 
Worte hineinformulieren ließ, daß nicht 
jede Strömung in den Vorstand gehöre. 
Da der Parteitag ihr das durchgehen 
ließ, ist in der Praxis ein Hebel der Aus­
grenzung gegenüber jedweder heutigen 
oder zukünftigen Strömung geschaffen, 
den die Parteiführung nach Belieben 
einsetzen kann. Toleranz dagegen ist 
etwas, das in der Praxis gelebt werden 
will — oder sie ist nichts wert.

Das Gebot der Toleranz wurde von 
der Parteiführung verletzt.

Stichwort: Gleichstellung aller 
Mitglieder
Nein, die Parteiführung hat es nicht nö­
tig, Antragsfristen einzuhalten. Sie hat 
es nicht nötig, ihre Mitglieder von 
Greifswald bis Lindau und vom Erzge­
birge bis Flensburg von bevorstehen­
den Kursänderungen der Partei recht­
zeitig zu informieren. Sie läßt die Gre­
mien und Informationsorgane der Par- 
tei abseits stehen und benutzt die Me­
dien und ihre persönliche Autorität zur 
Durchsetzung ihrer Positionen, was 
kein anderes Mitglied je könnte.

Das Gebot der Gleichstellung wurde 
von der Parteiführung verletzt.

Stichwort: Solidarität
Der Zusammenhalt der Betroffenen ge­
gen Ausgrenzungs- und Unterdrük- 
kungsmaßnahmen gilt, nach außen für 
die Mitglieder der Gesellschaft, aber 
auch nach innen für die Mitglieder einer 
Partei. Sahra Wagenknecht wurde je­
doch durch den Parteivorstand aktiv 
den Mediengeiem zum Fraß vorgewor­
fen. Dabei scheint mir ihre Art, aus sich 
ein marxistisches Kunstprodukt zu ma­
chen, eher Resultat der Tatsache zu sein, 
daß sie „die Wärme der DDR-Gesell­
schaft“ (Interview) vermißt; ihr Dog­
matismus entspringt der Tatsache, daß 
ihr Sozialismus kein gelebter, sondern 
ein angelesener ist (Parallelen zu manch 
westdeutschem 68er sind unüberseh­
bar). Statt sie auf dieser Ebene zu akzep­
tieren, brachte der Parteivorstand den 
bürgerlichen Parteien und Medien das 
verlangte Bauernopfer. Damit bestätig­
te er sogar noch Wagenknechts These 
von der sozialen Kälte der BRD.

Das Gebot der Solidarität wurde von 
der Parteiführung verletzt.

Stichwort: Transparenz und 
Ehrlichkeit
Transparenz bedeutet, daß die Ent­
scheidungen der Partei „durchsichtig“ 
für alle Beteiligten sein müssen. Das Ob 
und Wie einer Entscheidung müssen of­
fen zutage liegen und ehrlich vertreten 
werden. Dies ist insbesondere in Bezug 
auf das Oppositionsverständnis nicht 
der Fall. Zwar kann man in eine These 
alles Mögliche schreiben, auch den Satz, 
daß das Oppositionsverständnis sich 
mit Regierungsbeteiligungen nicht än­
dere. Definitionen nützen aber — siehe 
SED/DKP — im wirklichen Leben 
nicht Viel, denn das Sein bestimmt am 
Ende das Bewußtsein.

Wer irgendwo regiert, wird früher 
oder später Rechtfertigungen für sein 
Handeln benötigen und folglich ent­
wickeln. Wenn das das Oppositionsver­
ständnis nicht nachhaltig ändert! Der 
Beschluß des Parteitages ist ein Selbst­
betrug, der die Tatsache verschleiern 
soll, daß die Partei sich in Richtung der 
Regierungsbänkebewegt.

Die Gebote der Transparenz und der 
Ehrlichkeit wurden von der Parteifüh­
rung verletzt.’

Stichwort: Vielfalt
Die Partei ist einst angetreten, um — so 
unser Parteiprogramm — „zum Dialog 
und zur Zusammenarbeit der Linken“ 
beizutragen, wobei sie sich selbst „als 
einen Zusammenschluß unterschiedli­
cher linker Kräfte“ versteht. Existen­
tielle Voraussetzung für die Verwirkli­
chung dieses Anspruchs ist, daß alle, die 
zur PDS kommen, auch tatsächlich will­
kommen geheißen werden. Das schließt 
die Kommunistische Plattform und den 
Bund Westdeutscher Kommunisten in 
meinem Verständnis ebenso ein wie die 
anarchistische, und die sozialdemokra­
tische Plattform oder sogar den Club 
der Unternehmer in der PDS, über de­
ren Sinn wir ansonsten ja ebenfalls 
trefflich streiten könnten.

Es darf keiner Parteiführung überlas­
sen bleiben zu definieren, was im Inter-. 
esse der von ihr erwünschten Politikfä­
higkeit in die PDS hineingehört und 
was,’ am .Ende gar wohl noch per 
Schiedsverfahren, aus der PDS hinaus­
gesäubert wird.

Es kann nur eine einzige Bedingung 
geben: daß diejenigen, die die PDS um 
ihre Positionen bereichern wollen, das 
Programm und das Statut anerkennen. 
Auch darüber kann keine Parteifüh­
rung befinden, sondern dies können nur 
die betreffenden Genossinnen und Ge­
nossenselbst.

Das Gebot der Vielfalt wurde von der 
Parteiführung verletzt.

Wenn nun alle sechs im Parteipro­
gramm genannten Merkmale für die in-' 
nerparteiliche Kultur mit einem Frage­
zeichen versehen werden müssen, ist 
dann nicht die Frage erlaubt, ob die Par­
teiführung die Erneuerung sozialisti­
scher Politik auf halbem Wege abzubre­
chen bereit ist? Es wird sicher ein blei­
bendes Verdienst der Parteiführung 
bleiben, eine starke sozialistische Kraft 
aus der SED herausgeführt zu haben. 
Doch auf diese erste geschichtliche Her­
ausforderung folgt gleich die nächste: 
der Tigersprung in den Westen. Und 
hierfür sind meines Erachtens andere 
Voraussetzungen erforderlich, als sie 
sich in der Arbeit des Parteivorstandes 
ausdrücken.

Vor allem die Tendenzen, die im Orga­
nisationsbericht an den Parteitag und 
in Interviews von Gregor Gysi und 
Andre Brie gegenüber der Presse zum 
Ausdruck kommen (zentrale Anleitung 
einer angeblich unbedarften West-Ju­
gend durch den Vorstand bei Abschot­
tung gegenüber der Generation der 
68er), zeigen sich realitätsblind in Be­
zug auf diejenigen, die hier zur PDS fin­
den einerseits, realitätsblind in Bezug 
auf das Selbstbewußtsein der Jugend 
andererseits. Ein wirklich stabiler Or­
ganisationsaufbau kann sich nur ent­
wickeln, wenn er tatsächlich von unten 
her organisiert wird — auf dem Partei­
tag und in den Stellungnahmen unseres 
Männerbundes, der sich Parteiführung 
nennt, kein Wort davon. (In diesem Zu­
sammenhang das vielleicht bedenkens­
werteste, aber kaum beachtete Ereig­
nis: Die einzige ausgewiesene Femini­
stin, die für den Vorstand kandidierte, 
wurde nicht gewählt.)
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schau von Ralf Fischer

III.
Aus der Erfahrung der Demokratischen > 
Sozialisten (West) formulierten wir im 
Juni 1991 in unsere „Erklärung zur Auf­
lösung der Organisation“:

„Eine der Grundthesen linker Poli­
tikansätze: gemeinsames Bewußtsein . 
als Voraussetzung für Zusammenar­
beit, ist gescheitert... Der gegenseitige 
Vorwurf von Fehleinschätzung und fal­
scher Analyse steht im Mittelpunkt, an­
statt die unterschiedliche Bewertung 
realer gesellschaftlicher Widerspruchs­
ebenen als das zu sehen, was sie sein 
muß: Ausdruck unterschiedlichen ge­
sellschaftlichen Seins.“ Daraus ergibt 
sich, daß es keine Haupt- und Nebenwi­
dersprüche in der Gesellschaft gibt, son­
dern verschiedene, nicht auseinander 
ableitbare Widerspruchsebenen. Dar­
aus wiederum läßt sich folgern, daß und 
warum sich unterschiedliche Menschen 
eben entscheiden, an unterschiedlichen 
Schwerpunkten mit unterschiedlichen 
Interessen zu arbeiten. Daraus wiede­
rum läßt sich folgern, daß es keinerlei 
wie immer geartete Ansprüche einer 
Parteiführung auf die Wahrheit ihrer 
Interpretationen der Wirklichkeit gibt.

Unter dieser Voraussetzung besteht 
der Sinn einer großen Partei wie der 
PDS nun darin, die Handlungsfähigkeit 
einzelner Menschen durch die gemeinsa­
me Aktion und die gemeinsame Debatte 
so zu erhöhen, daß die emanzipatori­
schen Potentiale — aus welcher Rich­
tung sie auch kommen mögen — gebün­
delt werden und sich gegenseitig unter­
stützen: „Erst die Zusammenarbeit 
führt zu einer umfassenden Emanzipa­
tion, die über das eigene Kampffeld hin­
ausgeht“, schrieben wir 1991. Ein sol­
ches Verständnis kommt auch klar im 
Programm der PDS zum Ausdruck. 
Aber die Frage ist eben, ob dieser An­
spruch auch gelebt wird.

Die Skepsis von undogmatischen So­
zialistinnen gegenüber der PDS, die in 
allen Stellungnahmen der Parteifüh­
rung bloß hingenommen wird, statt sie 
zu analysieren und durch Argumente zu 
widerlegen, wird solange Bestand ha­
ben, wie die PDS den Anschein erweckt, 
als sei ihr der von den bürgerlichen Me­
dien und Parteien diktierte Begriff der 
„Politikfähigkeit“ wichtiger als die ei­
gene Basis.,

Doch nur aus einer gegenteiligen Ent­
scheidung könnte die PDS sich die In­
itialzündung für eine politische Veran­
kerung im Westen erarbeiten. Veranke­
rung hieße dann: Anerkennung der PDS 
in der vielfältigen Kultur der Bürger­
initiativen. Anerkennung bei den Ju­
gendlichen.

Die Orientierung auf wenige heraus­
ragende prominente Wessis ist schon 
lange gescheitert, spätestens mit der '■ 
„Friedensliste“ 1984/85. Denn alle ak­
tiven Linken stellen sich seit jeher die 

. Frage, wo denn die Prominenten — 
nichts gegen Pfarrer Kelp und seine her­
vorragenden Predigten — bei der alltäg­
lichen Kleinarbeit, dem Aufbau der 
Gruppen, der Flugblattverteilung und 
der Kommunalpolitik bleiben.

Provokante Frage am Schluß: Viel­
leicht benötigen wir zur Lösung dieser 
historischen Aufgabe die Entwicklung 
einer neuen Führungsschicht der Par­
tei, die die unvollendeten Aufgaben 
fortzuführen in der Lage und auch wil­
lens ist??

Ralf Fischer war von 1984 bis 1990 Vor­
standsmitglied der westdeutschen Par­
tei Demokratische Sozialisten. Er ist 
heute Mitglied im Landesvorstand der. 
PDS Nordrhein-Westfalen.
r\
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Kriegsziel bedingungslose Kapitulation
Millionen mußten sterben, weil Deutschland trotz sicherer Niederlage nicht kapitulierte

W„arum?“, überschreibt das
Hamburger Abendblatt am 
22.2.95 einen Artikel über den 

Luftkrieg der Alliierten in den letzten 
Kriegsmonaten: „Der Krieg war längst 
entschieden. Doch mit unerbittlicher 
Härte bombardierten die Alliierten 
weiter und zerstörten selbst kleine 
deutsche Städte ohne jede militärische 
Bedeutung.“

Die das Kriegsende verarbeitende 
bürgerliche Propaganda hebt fast 
durchgängig ab auf das „Grauen des 
Krieges“, die „unschuldigen Opfer“ auf 
allen Seiten (so etwa die Welt am 13.2.), 
auf die „Sinnlosigkeit moderner Krie­
ge“ (Herzog in Dresden), die da deutlich 
geworden sei. Die Kriegführung der Al- 

• liierten sei zuletzt von „blindem Haß“ 
(Baring in der Welt am Sonntag vom
12.2.) geleitet gewesen, die Kriegfüh­
rung Hitlers und der Wehrmacht von 
irrsinnigem Fanatismus. Beide Deutun­
gen verdecken die Triebkräfte des fa­
schistischen Deutschlands ebenso wie 
der Anti-Hitler-Koalition. Scheinbar 
kritisch, entziehen sie in Wirklichkeit 
das allerdings fanatische Projekt einer 
nationalsozialistischen Neuordnung 
Europas unter deutscher Herrschaft 
und durch eine „deutsche Herrenrasse“ 
als treibendes Motiv der Kritik und dis­
kreditieren sie die politischen Ideen, 
die große Menschenmassen in den Län­
dern der Anti-Hitler-Koalition unter 
gewaltigen Opfern zum Kampf um die 
Befreiung der Welt vom Faschismus 
trieben.

Wenn es aber nicht Rachsucht war, 
warum dann trieb die Anti-Hitler-Koa­
lition den Krieg bis zur bedingungslo­
sen Kapitulation Deutschlands? Und: 

sfai , GNN
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Wenn es nicht blinder Fanatismus war, 
warum dann führte das faschistische 
Deutsche Reich den Krieg, bis seine 
Städte zerstört und bis seine Wehr­
macht zwischen der vormaligen Ost­
front und der vormaligen Westfront zer­
malmt und gefangengenommen war ?

Motive des deutschen 
Verzögerungskampfes
Die militärische Niederlage Deutsch­
lands zeichnete sich spätestens 1943 
deutlich ab. Im Osten hatte die Rote 
Armee die Gegenoffensive eingeleitet 
und mit der Vernichtung der sechsten 
Armee in Stalingrad (Kapitulation am 
31.1.43) die erste entscheidende Wende 
herbeigeführt. Wenige Monate später, 
am 12. Mai, kapitulierte das deutsche 
Afrika-Korps, zwei Monate später führ-' 
ten die Alliierten von Nordafrika die 
Landung in Sizilien durch, die zum 
Sturz Mussolinis und im September zur 
Kapitulation Italiens führte. Ebenfalls 
im Mai trat mit dem faktischen Zusam­
menbruch des bis dahin für die Alliier­
ten außerordentlich verlustreichen und 
gefährlichen deutschen U-Boot-Kriegs 
die Wende auf dem Atlantik ein. Trotz 
der totalen Kontrolle der Medien durch 
die NSDAP blieben diese Ereignisse 
und ihre Bedeutung in Deutschland 
nicht verborgen.

Es fragt sich, aus welcher Hoffnung 
die faschistisch geführte deutsche Ge­
sellschaft ihren Durchhaltewillen 
speiste.

Aus der Perspektive des Rückblicks, 
aus der der militärische Zusammen­
bruch des Deutschen Reiches seit Sta­

lingrad als unabwendbar erkennbar ist, 
übersieht man leicht die tatsächliche 
militärische Lage. Trotz der Kette der 
Niederlagen verfügte Deutschland im­
mer noch über gewaltige Kräfte zur 
Kriegführung, war die Wehrmacht zwar 
auf dem Rückzug, aber noch lange nicht 
geschlagen. Auch auf dem Höhepunkt 
ihrer Machtentfaltung hatten es die Fa­
schisten an allen Grenzen mit einer 
Front zu tun, die zu halten war. Dazu 
hatten sie eine gewaltige Militärma­
schine errichtet1, die auf Raub und Skla­
venarbeit basierte, auf der Vernichtung 
von Millionen KZ-Häftlingen und 
Kriegsgefangenen durch Arbeit für die 
deutsche Kriegswirtschaft, auf der 
Zwangsarbeit von Millionen Menschen 
aus und in den besetzten Gebieten2. Die 
Niederlagen der Wehrmacht führten 
immer auch zu einer Verkürzung der 
Fronten. Zwar ging mit den Gebietsver­
lusten der Verlust strategischer Res­
sourcen einher, doch der schlug sich 
nicht so schnell auf die Fähigkeit zur 
Kriegführung nieder. Ferner verwüste­
ten die faschistischen Heere die Gebie­
te, die sie aufgeben mußten, und ver­
nichteten in großem Maßstab Menschen 
und Produktionsmittel, so daß die be­
freiten Gebiete für die Befreier zum Tbil 
erhebliche Versorgungsprobleme auf­
warfen.

Das alles verzögerte die unabwendba­
re Niederwerfung Hitlerdeutschlands 
lange. In der Endphase des Krieges fand 
sich in den Kemgebieten des Reiches 
eine Militärmacht zusammengedrängt, 
wie die Welt sie noch nie erlebt hatte. 
Diese zur Niederlage verurteilten Kräf­
te waren gleichwohl bis zuletzt außeror­
dentlich gefährlich, wie die Verlustli­
sten der Armee und Luftwaffe der USA 
(Tbte und Verwundete) auf dem atlanti­
schen Kriegsschauplatz beispielhaft
beweisen3:
Januar bis Juni 1943 " 20671
Juli bis Dezember 1943 39546
Januar bis Juni 1944 117903
Juli bis Dezember 1944 360486
Januar bis 8. Mai 1945 222 360

Die Verluste der Roten Armee, die die 
Hauptlast des Kampfes zu tragen hatte 
— 8 Mio. deutsche Soldaten waren 1944 
an der Ostfront konzentriert —, waren 
noch um ein Vielfaches höher. Das Ver­
brechen der faschistischen Führung, 
nicht zu kapitulieren, als die Niederlage 
längst feststand, hat Millionen Solda­
ten der Anti-Hitler-Koalition das Leben 
gekostet.

Der deutsche Staat ließ sich von der 
Erfahrung leiten, daß eine Militär­
macht, die nicht siegen kann, gleich­
wohl durch die Härte ihres Kampfes ei­
nen überlegenen Gegner zu Zugeständ­
nissen bringen kann. Das politische Mo­
tiv, das die politische und militärische 
Führung zum harten Verzögerungs­
kampf antrieb, ist historisch erwiesen: 
die Hoffnung auf das Zerbrechen der 
.Anti-Hitler-Koalition. Seit 1942 und 
vor allem 1943 gab es, noch bis März 45, 
deutsche Versuche, über Schweden und 
den Vatikan zu Friedensverhandlungen 
mit den Westalliierten zu kommen.4

Von Beginn an war die faschistische 
deutsche Politik davon ausgegangen, 
daß die bürgerlichen Gesellschaften die 
Expansion des Deutschen Reiches in 
Richtung Osten hinnehmen würden, 
weil und soweit damit die Vernichtung 
der sozialistischen Sowjetunion ver­
bunden sein würde. Diese Spekulation 
hat die deutsche Kriegführung wesent­
lich mit bestimmt. Daß sie, obwohl sie 
nicht realisiert wurde, nicht völlig ab­
surd war, wurde schon bald nach dem 8. 
Mai 1945 deutlich. Die Gefahr durch die 

UdSSR nicht erkannt zu haben, schriet 
der frühere Wehrmachtgeneral Guderi 
an 1950 an die amerikanische Autorin 
Anne Armstrong, „war der größte Feh- 
ler Roosevelts. Durch die Zerstörung 
Deutschlands war Europa des Dammes 
gegen den Bolschewismus beraubt.“ (S. 
158) Bis heute spielt in den geschichts- 
revisionistischen Bestrebungen die 
Rechtfertigung des Krieges gegen die 
Sowjetunion die zentrale Rolle. Unter 
geänderten historischen Bedingungen 
soll damit dem Interesse an der Expan­
sion der deutschen Wirtschaft, der deut­
schen Politik und der deutschen Kultur 
in die weiten Räume des europäischen 
Ostens neue Geltung verschafft werden, 
soll dies Interesse als quasi Erstgeburts­
recht des deutschen Wesens bekräftigt 
werden.

Motive der
Anti-Hitler-Koalition
Nach dem Krieg mit Deutschland und 
unter dem Eindruck des Kalten Krieges 
gegen die SU gab es in den USA die De­
batte, ob das Kriegsziel der bedingungs­
losen Kapitulation Deutschlands den 
Krieg nicht verlängert hat. Während 
des Krieges wurde dieses Ziel, das die 
Grundlage der Anti-Hitler-Koalition 
war, zu keinem Zeitpunkt in Zweifel 
gezogen. Es bestimmte die Kriegfüh­
rung auch der Westalliierten. Churchill 
führte in einer Rede am 21.9.43 aus; 
„Nazityrannei und preußischer Milita­
rismus sind jene beiden HauptelemenU 
des deutschen Lebens, die unbeding 
ausgetilgt werden müssen. Sie müssei 
.vernichtet werden, wenn Europa unc 
der Welt ein dritter und noch schreckli 
cherer Konflikt erspart bleiben soll.* 
Das bedeutete: keine Friedensverhand 
hingen, nicht mit der deutschen Regie 
rung, auch nicht mit den Offizieren de; 
20. Juli, die nicht weniger auf die Boll 
Werkfunktion Deutschlands gegen dei 
Osten spekulierten; Krieg bis zum Ein 
zug in Berlin und zur völligen Beset 
zung Deutschlands; Verlust der Souve 
ränität Deutschlands. Das Ziel der be 
dingungslosen Kapitulation bedeutet) 
nicht, daß sich die Allierten von den völ 
kerrechtlichen Regelungen über di( 
Behandlung von Besiegten zu lösen ge 
dachten — dies ist auch nicht gescheh« 
—, sondern daß Deutschland die Bedin 
gungen für den Frieden diktiert werder 
sollten, daß es keinerlei Ansprüche, 
weder aus dem Status Quo noch aus Ver­
handlungen, geltend machen können 
Sollte. Damit Deutschland in die Zivili­
sation wiedereingegliedert werden 
konnte, mußte der faschistische Staat 
beseitigt und so der Weg für die völlige 
Neugestaltung eröffnet werden. Dar­
über bestand während des Krieges je­
denfalls eine weitgehende Überein­
stimmung zwischen den Mächten der 
Anti-Hitler-Koalition.

Die faschistische Herrschaft hatte 
durch ihre Vemichtungspolitik im In­
nern und ihre Okkupations- und Ein­
verleibungspolitik eine staatliche Iden­
tität geschaffen, die als Verhandlungs­
partner nicht anzuerkennen war. Es 
war für alle Kriegsgegner Hitler­
deutschlands unmöglich, etwa über die 
Geltung oder Abschaffung der Nürnber­
ger Rassengesetze, über die Aufrechter­
haltung oder Schließung der Konzen­
trationslager oder die Zukunft des 
„Protektorats Böhmen und Mähren“ zu 
verhandeln. Jede andere Lösung als dis 
bedingungslose Kapitulation hätte bis

Fortsetzung nächste Seite ober
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Fortsetzung von Seite 14:
Kriegsziel bedingungslose Kapitulation

zu einem gewissen Grade die Anerken­
nung der faschistischen Verbrechen be­
deutet.

Außerdem: Jede Art von Kapitulati­
onsverhandlungen hätte durch 'einen 
Waffenstillstand eingeleitet werden 
müssen. Auch wenn die Vernichtungs­
verbrechen des Faschismus den Alliier­
ten noch nicht in ihrem furchtbaren 
Umfang bekannt waren, so wußten sie 
doch genug, um daraus die Schlußfolge­
rung zu ziehen, daß die Faschisten jede 
Atempause benutzen würden, um die 
noch überlebenden Zeugen ihrer Ver­
brechen und ihre noch überlebenden 
Gegner in letzter Minute abzuschlach­
ten. Daß die faschistische Vemich- 
tungsmaschine bis in die letzten Kriegs­
tage schlimmer wütete denn je, ist be­
kannt. Was erst wäre passiert, hätten 
die Faschisten durch einen Waffenstill­
stand eine Atempause zum Morden er­
halten.

An der Berechtigung des Kriegsziels 
der bedingungslosen Kapitulation 
kann unter keinem Gesichtspunkt ge­
zweifelt werden. Wir wollen in einem 
nächsten Artikel die durch dieses 
Kriegsziel bestimmte Kriegführung der 
West alliierten untersuchen.
— (maf'Scc)

Quellen:

(1) „1939 betrug die Gesamtstärke aller 
Wehrmachtteile 3085000 Mann, 1943 
9480000 Mann“ J. Dülffer, Vom Bünd­
nispartner zum Erfüllungsgehilfen im 
totalen Krieg, in: W. Michalka (Hrsg.) 
Der Zweite Weltkrieg, S. 287.

(2) Allein aus der UdSSR wurden bis 
zum 30.6.44 2,8 Millionen als „Ostarbei­
ter“ ins Reich verschleppt; in den be­
setzten sowjetischen Gebieten selbst 
waren 22 Mio. zur Arbeit für die deut­
sche Kriegsmaschine gezwungen; dazu 
Rolf-Dieter Müller, Die Zwangsrekru­
tierung von „Ostarbeitern“ 1941-44, in: 
Michalka, ebenda.

(3) Angaben aus: Anne Armstrong, Be- y 
dingungslose Kapitulation, S. 177.

(4) S. A. Armstrong, ebenda, S. 111 ff.

Weitere Quellen: H. Boog u. a., Die Welt 
im Krieg 1941-1943; K.R. Greenfield, 
Die acht Hauptentscheidungen der ame­
rikanischen Strategie im Zweiten Welt­
krieg, in:A. Hillgruber (Hrsg.), Proble­
me des Zweiten Weltkrieges

Am 25. April 1945 trafen sich sowjetische und amerikanische Truppen an der Brücke 
nahe Torgau an der Elbe.

TERMINE

9.4.: Internationale Manifestation der 
Häftlingsverbände im Konzentrations­
lager Buchenwald, ab 14.30 Uhr. Fahr­
gelegenheiten über örtliche Gruppen 
erfragen.

14.5. : Landtags wählen in Nordrhein- 
Westfalen und Bürgerschaftswahlen in 
Bremen

26.5. -28.5.: 5. Bundestreffen der Cuba- 
Solidaritätsgruppen in der BRD, Darm­
stadt. Rückfragen an: Netzwerk Cuba, 
Reuterstr. 44, 53113 Bonn, Tbl. 0228/ 
251505

27.7.-30.7.: Sommerschule in Schnepfen­
thal. Beginn am Donnerstag, 27.7., um 
13 Uhr, voraussichtliches Ende am 
Sonntag, den 30.7., gegen 12 Uhr.

13.10.: Arbeitskreis Politische Berichte, 
Köln

13.10-14.10.: Herbsttagung der BWK- 
Bundeskonferenz, Köln'

Die Vertreter des Oberkommandos der Wehrmacht, von links: Stumpff (Luftwaffe), Keitel (Heer) und v. Friedeburg (Marine), in 
Berlin, wo sie am 8. Mai 1945 die bedingungslose Kapitulation vor den Vertretern der Sowjetunion, Englands und der USA unter­
zeichnen mußten.
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Nach ihrer Befreiung machten die Einwohner der von den Truppen des faschistischen Deutschland besetzten Gebiete der Sowjetunion — wie hier in Kertsch — grauenhafte 
Funde: oft noch in letzter Minute ermordete Angehörige. (Bilddokument aus: „Der zweite Weltkrieg. Eine Chronik in Bildern“, Heinz Bergschicker, Pahl-Rugenstein-Verlag)

Vernichtungskrieg
Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944

Eine Ausstellung des Hamburger 
Instituts für Sozialforschung

So heißt eine Ausstellung, die in der 
Halle k3 der Kampnagelfabrik 
vom 5.3. bis 15.4. zu sehen ist. Im 
Gegensatz zur vorangegangenen Aus­

stellung „200 Thge und ein Jahrhun­
dert“ ist in dieser Ausstellung Gewalt 
kein anonymes Phänomen; sie wird 

^ vielmehr festgemacht an einer be­
stimmten Organisation, der Wehr­
macht, die der Koordinator der Ausstel­
lung, Hannes Heer, als „verbrecheri­
sche Organisation“ bezeichnet, und an 
Personen wie dem General Franz 
Böhm, der — wie unzählige andere — 
zuvor erdachte Vemichtungskonzepte 
realisierte.

Ein weiterer möglicher Einwand 
könnte sein, die Aussagen, die in der 
Ausstellung vermittelt werden, seien 
nicht neu: Hierbei ist zu unterscheiden 
zwischen den Ergebnissen einer kriti­
schen Geschichtswissenschaft, die 
durchaus existiert (hat), und denen 
einer Verschleierungstaktik, die seit 

• 1945 von Vertretern der ehemaligen 
Wehrmacht betrieben wurde und die zu 
dem Mythos von der-angeblichen „sau­
beren Wehrmacht“ führte. Die Ver­
schleierung setzte aber schon während 

r des Krieges ein; sie wird von den Initia­
toren der Ausstellung als „Verwischen 
der Spuren — Vernichtung der Erinne­
rung“ bezeichnet. Die Mittel, mit denen 
sie durchgesetzt wurde, waren u. a. Fo­
tografierverbot (1941 von Himmler er­

fassen, aber nicht wirklich durchge­
setzt)/ Mitteilung wichtiger Befehle 
(z.B. zur Judenvemichtung) nur in 
mündlicher Form. Die meisten der ge­
zeigten Fotos sind im Krieg gefallenen 
oder kriegsgefangenen Soldaten von 
den Alliierten (u.a. der Sowjetarmee) 
abgenommen worden.

Die Ausstellung hat es sich zur Aufga­
be gemacht, die Mythen zu zerstören, 

;' und dazu drei Beispiele ausgewählt: 
den Partisanenkrieg in Serbien, die Be­
setzung Weißrußlands und die Verbre­
chen der 6. Armee auf dem Weg nach 
Stalingrad.

In Serbien wurde das Ziel, die Infra- 
Struktur der Partisanenarmee durch 

Ibrror gegen die Zivilbevölkerung zu 
schwächen, von der Wehrmacht unter 
dem Kommando des oben erwähnten 
Franz Böhm verbunden mit dem NS- 
Programm der „Endlösung der Juden­
frage“. In sogenannten „Sühnemaßnah­
men“ sollten für jeden getöteten Wehr­
machtsangehörigen 100 serbische Zivi­
listen exekutiert werden. Um stets ge­
nügend Geiseln zur Verfügung zu ha­
ben, wurde ein KZ eingerichtet, das als 
„Reservoir“ diente. Wie routiniert die 
Vernichtung betrieben wurde, zeigt ein 
Formblatt (!) für Geiselerschießungen.

Weißrußland dient als weiteres Bei­
spiel, um Verbrechen der Wehrmacht zu 
dokumentieren, unter anderem, weil es 
von allen Repu­
bliken der ehe­
maligen Sowjet­
union *am läng­
sten von deut­
schen Truppen 
besetzt war. Hier 
errichtete die 
Wehrmacht Ghet­
tos und beteiligte 
sich an der End­
phase der dorti­
gen Judenver­
nichtung, indem 
sie Postenketten 
stellte. Ihre Auf­
gabe bestand au­
ßerdem in der 
„Säuberung des flachen Landes“. Um 
möglichen Skrupeln der Beteiligten 
entgegenzuwirken, wurden die Juden 
als die „einzige Stütze der Partisanen­
bewegung“ bezeichnet. In der Zeit zu 
Beginn des Rußlandfeldzuges, als eine 
Partisanenbewegung noch kaum exi­
stierte, wurden versprengte Rotarmi­
sten zu Partisanen erklärt. Frauen und 
Kinder wurden, wie auch später, unter 
dem Vorwand ermordet, sie hätten sich 
als „Kundschafter“ betätigt. Zwar gab 
es in der mittleren militärischen Ebene 
zu dem Zeitpunkt, als klar wurde, daß 
der Krieg militärisch nicht mehr zu ge­
winnen war, Bestrebungen, die Zivilbe­
völkerung weniger zu terrorisieren; 

„Richtlinien für das Verhalten der 
Truppe in Rußland.

1. Der Bolschewismus ist der Tod­
feind des nationalsozialistischen 
deutschen Volkes. Dieser zersetzen­
den Weltanschauung und ihren Trä­
gem gilt Deutschlands Kampf.

2. Dieser Kampf verlangt rück­
sichtsloses und energisches Durch­
greifen gegen bolschewistische Het­
zer, Freischärler, Saboteure, Juden 
und restlose Beseitigung jedes akti­
ven und passiven Widerstandes. 
(...)"

diese wurden aber hinfällig zu dem Zeit­
punkt, als Himmler zum Beauftragten 
für die Partisanenbekämpfung einge­
setzt wurde. Nun war nicht mehr von 
„Partisanen“, sondern nur noch von 
„Banden“ die Rede. Der kürzlich (we­
gen Verjährung) vom BGH freigespro­
chene Lehnigk-Emden wendete 1943 in 
Italien nur an, was er im Osten gelernt 
hatte.

Den sowjetischen Kriegsgefangenen 
t wurde von vornherein, da sie zu Unter­
stützern einer verbrecherischen Weltan­
schauung gestempelt wurden, der Kom­
battantenstatus verweigert. Daraus er­
gab sich schon im Vorwege ihr millio­
nenfaches Schicksal der Vernichtung. 

Es kann keine 
Rede davon sein, 
die Wehrmacht 
sei von der riesi­
gen Zahl der so­
wjetischen 
Kriegsgefange­
nen überrascht 
worden; viel­
mehr waren Hun­
ger (nur halbe 
Rationen), Kälte 
(es sollten keine 
Quartiere errich­
tet werden, wenn 
nicht schon wel­
che vorhanden 
waren), politi­

sche („Kommissarbefehl“) und rassisti­
sche Verfolgung (im Dezember 1941 
wurde der „Kommissarbefehl“ .auf 
„Asiaten“ ausgeweitet) von vornherein 
geplant.

In der letzten Abteilung zeigt sich, 
wie schon in den Bereichen „Serbien“ 
und „Weißrußland“, daß es nicht ge­
nügt, von einer „Verstrickung“ der 
Wehrmacht in die NS-Verbrechen zu re­
den. Die 6. Armee, gern als „Opfer Hit­
lers“ bezeichnet, beteiligte sich an Maß­
nahmen der Judenvemichtung und Aus­
rottung der Zivilbevölkerung auf ihrem 
Weg nach Stalingrad.

• Was sich in einer Besprechung dieser 
Ausstellung^ nur schwer wiedergeben 

läßt, ist die Intensität der Bemühungen 
der Initiatoren, ihre Ergebnisse unan­
greifbar zu präsentieren. Dazu gehört 
z.B., daß zur Auswertung der Fotos ein 
Uniformspezialist hinzugezogen wurde 
und daß bei Erläuterungen von Fotos 
streng darauf geachtet wurde, ob nui 
die Wehrmacht oder auch z. B. SS oder 
Einsatzgruppen dargestellt worden 
sind. Diese Akribie hat sich auch nach­
träglich als notwendig erwiesen. Denn 
selbst subjektiv Wehrmachtskritischf 
Kommentatoren wie der 84jährige ehe 
malige WDR-Intendant und frühere 
Wehrmachtsoffizier Klaus von Bis­
marck (vgl. FR vom 9.3.95) wehrten sich 
dagegen zu akzeptieren, daß die Wehr­
macht insgesamt als „verbrecherische 
Organisation“ angesehen werden muß. 
Einschränkend bemerkte Hannes Heer 
jedoch gegenüber älteren Besuchern, 
das bedeute aber nicht, daß jeder Wehr­
machtsangehörige ein Verbrecher war.
— (lz, aus: Lokal berichte Hamburg)

Ort und Termine der Ausstellung:
Hamburg, Kampnagelfabrik, Halle K 3, 
Jarrestr. 20-24
5. März bis 15. April 1995 
Potsdam, Kulturhaus, Am Alten Markt 
25. Juni bis 30. Juli 1995
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(Hrsg.): Vernichtungskrieg. Verbre­
chen der Wehrmacht 1941 bis 1944. Ham­
burg 1995
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dienen, Geständnisse deutscher Kriegs­
gefangener über ihren Einsatz an der 
Ostfront, Hamburg 1995
Walter Manoschek: Serbien ist juden­
frei, Militärische Besatzungspolitik 
und Judenvemichtung in Serbien 1941/ 
42, München 1993
Walter Manoschek (Hrsg.): Es gibt nw 
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Das Judenbild in deutschen Soldaten­
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Christian Streit: Keine Kameraden 
Die Wehrmacht und die sowjetische! 
Kriegsgefangenen 1941-1945, Bonn 1991




